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Ich freue mich sehr, dass ich an diesem besonderen Tag 
und in diesem feierlichen Rahmen zu Ihnen sprechen darf. 
Als mich die Anfrage zu dieser Rede erreichte, habe ich 
mich gefreut – natürlich. Gleichzeitig stellte sich mir die 
Frage: wie kann ich angemessen den Engagierten hier im 
Raum Dank sagen? 

Ich stehe vor Ihnen als Vertreterin eines Freiwilligenzentrums, 
also einer Infrastruktureinrichtung zur Förderung von Engage-
ment, aber auch als selbst langjährig Engagierte und nicht zu-
letzt als Bewohnerin dieser Stadt und inzwischen, wenn auch 
als zugezogene, dafür umso überzeugtere Berlinerin.

Zu Beginn möchte ich Ihnen eine kleine Anekdote erzäh-
len, die viel über das menschliche Miteinander aussagt:
Ursprünglich wollte ich diese kurze Rede um ein passen-
des Gedicht bereichern. Dazu habe ich Klaus, meinen 
Schwiegervater in spe, wohnhaft in Leipzig, 74 Jahre, 
literaturliebender Chemiker, mit der entsprechenden Re-
cherche beauftragt. Unter strengen Vorgaben: Würdigung 
des Ehrenamtes, Themen Lebenssinn, das Geben als Ge-
schenk, nicht zu lang, nicht zu oft zitiert, protokolltaug-
lich. Seine Vorschläge – allesamt – waren „interessant“. 
Bissige Eugen Roth-Verse zum Ehrenamt waren dabei die 
harmlosesten Vorschläge. Kurzum: nicht protokolltauglich, 
nichts, was sich nach meinem Geschmack mit einer feier-
lichen Danksagung verknüpfen ließe.

Warum erzähle ich Ihnen das? Weil diese kleine Anekdo-
te viel über den menschlichen Eigensinn, der auch und 
erst recht das freiwillige Engagement ausmacht, aussagt. 
Klaus hilft gerne, bringt sich ein, wo er kann, aber er 
bringt sich eben ganz ein mit seinen Er fahrungen, seiner 
Haltung und insbesondere mit seinem schwarzen Humor 
und nicht nur als „funktionierender Lieferant.“
Freiwillig Engagierte, ob bei der AWO, beim Landessport-
bund, der Diakonie, der türkischen Gemeinde oder dem 
Humanistischen Verband, bringen sich zu 100 Prozent ein, 
keiner erfüllt nur eine ihm zugeteilte Aufgabe. Alle sind 
„Überzeugungstäter“, die etwas bewegen und sich und ihre 
Ideen zeigen wollen. Sie sind konstruktiv und oft kritisch. 
Sie sind da, wo in Berlin Hilfe gebraucht wird, und deshalb 
ist es richtig und wichtig, dass Ihnen die Senatskanzlei 
heute diese Würdigung zuteil werden lässt.

Diese Berliner Ehrenamtskarte muss aber auch ein Appell 
an Non-Profit-Organisationen sein: Die Ehrenamtskarte ist 
ein Instrument zur Anerkennung freiwilligen Engagements, 
genau wie der Freiwilligenpass. Aber eben nur ein Instru-
ment – die entsprechende Kultur der Wertschätzung und 
Anerkennung in den Organisationen zu entwickeln und zu 
festigen, bleibt Aufgabe der Einrichtungen. Stimmen die 
Strukturen nicht, fühlen sich Aktive in ihrem Engagement-
alltag nicht wohl oder wird Engagement gar missbraucht, 
nützt auch die Ehrenamtskarte nichts. In diesem Sinne 
hoffe ich, dass die Karte als ein besonderer Baustein für 
eine systematische Anerkennungskultur genutzt wird.

Ich danke allen, die an der Entwicklung der Berliner Eh-
renamtskarte mitgewirkt haben, dass Sie diesen Weg der 
Anerkennung gehen. Und ich möchte die Gelegenheit nut-
zen, um auch als Stimme der Freiwilligen zu sprechen, die 
uns im Freiwilligenzentrum tagein tagaus begegnen. Man 
muss sich ein Engagement im Wortsinne auch leisten 
können. Interessierte, denen das Geld für eine Fahrkarte 
fehlt, können kein Engagement beginnen. Die Frage der 
Bereitstellung von Fahrkarten für Freiwilligenarbeit durch 
die BVG ist und bleibt dauerhafte Forderung. Hier setzen 
wir auf Ihr Verhandlungsgeschick, Herr Wowereit, und ich 
bitte Sie, zu prüfen, welches Modell greifen könnte, und 
die Verhandlungen dazu erneut aufzunehmen. Die Aus-
gangsposition dürfte inzwischen eine andere sein, so hat 
es letzte Woche eine Freiwillige sehr treffend formuliert, 
denn an der Spitze der BVG ist jetzt ja auch eine Frau.
Meine Wünsche an Sie, die Inhaberinnen und Inhaber der 
Karte: Seien Sie sich bei jedem Betrachten Ihrer Karte 
dessen bewusst, dass Sie wertvolle, unerlässliche Arbeit 
leisten und dass diese Arbeit auch gesehen und wahrge-
nommen wird. Ab heute sind Sie, ob Sie wollen oder nicht, 
noch deutlich sichtbarer Werbeträger für ein Engagement. 
Deshalb wünsche ich Ihnen interessierte Fragende und 
anregende Gespräche an den Theater-, Museen- und Zoo-
Kassen dieser Stadt oder auch im Hertha-Fanshop. Tragen 
Sie Ihre Engagementerlebnisse und -erfahrungen weiter 
und begeistern Sie weitere Mitstreiter und Mitstreiterinnen!
Engagement bringt Menschen zusammen – und das, mei-
ne Damen und Herren, ist auch gut so!

Zurück zu meinem Schwiegervater: Er hat meine Ableh-
nung seiner Vorschläge zur Kenntnis genommen und auf 
seine Art (natürlich im schnellen Zeitalter per E-Mail) re-
agiert, und so möchte ich gerne schließen und ihn spre-
chen lassen:
Kein Gedicht sei dem Anlass angemessen,
Wurde ich gerügt,
Wenn Ehrenamt gewürdigt wird,
So hörte ich vergnügt.

Doch was soll so viel Ernst dabei?
Geht’s doch um unser Leben.
Erfüllt, sozial und engagiert,
Wir alle wollen doch geben!

Selbst die Berliner, stell‘ ich fest,
Ha’m wohl nen guten Kern.
Viel Tatendrang und Schaffenskraft,
Das hör’n wir Leipz’ger gern!

Ihr Engagierten in Berlin,
Macht weiter so und seid stolz.
Und gibt’s nicht genug Dank dafür,
Dann ab nach Leipzig – was soll’s.

Danke für Ihr Engagement! 
Und danke für Ihre Aufmerksamkeit!

ZEITLOSE REDE �

zur Würdigung von freiwillig Engagierten 
unter Verwendung von Auszügen einer von ihr in der Vergangenheit tatsächlich vorgetragenen Rede.

von Stefanie Beerbaum

Quer gedacht 1

Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Wahl von GroKo zum Wort des Jahres endet das Jahr 2013. 
Im Koalitionsvertrag selbst kommt „Nachbarschaft“ vor allem in außen-
politischen Zusammenhängen vor. Die für mich mindestens genauso 
spannende Verknüpfung ist die von Nachbarschaft und digitaler Welt. 
Unser Vorstandsmitglied Prof. Stephan Wagner spricht seit Jahren 
davon, mehr noch, er plant mit uns seit einiger Zeit die Gründung eines 
virtuellen Nachbarschaftshauses und ist damit auf einmal mittendrin 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD, denn dort heißt es: 
„Der digitale Alltag eröffnet neue Möglichkeiten, anderen Menschen 
zu helfen. Im Netz entstehen neue Formen des bürgerschaftlichen 
Engagements über soziale Netzwerke und Nachbarschaftsinitiativen. 
Wir werden diese Entwicklung unterstützen und ‚Online Volunteering’-
Projekte fördern, z.B. die verbessernde Zusammenarbeit von Bürge-
rinnen und Bürgern mit der Verwaltung (Mängelmelder, Tausch- und 
Ehrenamtsbörsen). Wir wollen herausragende Projekte auszeichnen 
und einen Austausch der besten Beispiele initiieren. Zudem werden 
wir Projekte ins Leben rufen und fördern, durch die Medienkompetenz 
vermittelt wird, und damit dazu beitragen, die digitale Spaltung zu über-
winden (z.B. Seniorinnen und Senioren lernen von Schülerinnen und 
Schülern).“ Außerdem soll das erfolgreiche Konzept der Mehrgenera-
tionenhäuser - einige unserer Mitgliedsorganisationen sind bereits jetzt 
Träger solcher Häuser - weiterentwickelt und deren Finanzierung verste-
tigt werden. „Sie sollen sich in ihrer individuellen Ausprägung 
zu einem übergreifenden Dach und Ankerpunkt des sozialen Miteinan-
ders und der Teilhabe vor Ort, auch zum Beispiel unter Einbeziehung 
von Pflegestützpunkten als sorgende Gemeinschaften, entwickeln. 
Deshalb werden wir die Voraussetzungen schaffen, um eine dauerhafte 
Zukunft der Mehrgenerationenhäuser zu sichern, und gemeinsam mit 
Ländern und Kommunen prüfen, unter welchen Voraussetzungen die 
Mehrgenerationenhäuser möglichst in allen Kommunen etabliert wer-
den können. (…) 
Zum Thema ‚Sorge und Mitverantwortung in der Kommune – Aufbau 
und Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften’ wird eine Kommission 
von Sachverständigen unter breiter Beteiligung der Verbände und 
der Öffentlichkeit bis zum Frühjahr 2015 den Siebten Altenbericht 
erarbeiten.“

Ich lese und verstehe dies als Einladung an uns, als Raum für Ideen, 
Konzepte und Engagement des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit 
und seiner Mitgliedsorganisationen in den nächsten Jahren. 
Dafür wünsche ich Ihnen und uns Kraft, Gesundheit und Kreativität  - 
in diesem Sinne Ihnen allen ein erfolgreiches Jahr 2014.

Mit herzlichem Gruß
Birgit Monteiro, Geschäftsführerin

Das besondere Foto 

In diesem Heft begleiten 
wir Sie mit Fotos aus dem 
Verbandsleben unserer 
Mitglieder. ‚Das besondere 
Foto‘  vermittelt einen Einblick, 
was 2013 passierte und wie 
bunt und vielfältig die Angebote 
und damit auch Ihr Engagement 
für unseren Verband ist.  

Schulprojekttage im Kreativhaus e.V. Berlin-Mitte
Foto: Frank Schikore



     Editorial0



4 5

     Da wächst etwas. Neue Theorien für die Praxis
Feste Ansprechpartner/-innen, eine enge Begleitung und 
daraus folgend eine offene und dichte Kommunikation 
zählen zu den Stärken der Zusammenarbeit von Ehren- 
und Hauptamtlichen im STZ Pankow. Es wird deutlich: 
Die zwischenmenschlichen Beziehungen spielen eine 
sehr große und außerordentlich wichtige Rolle für ein 
gelungenes Miteinander von Ehren- und Hauptamtlichen. 
Der Grundstein für eine gute Zusammenarbeit ist sicher-
lich gelegt, wenn 35 von 37 der befragten Ehrenamtli-
chen angeben, ein „sehr gutes“ oder „gutes“ Verhältnis 
zu den Hauptamtlichen zu haben und sich als Teil eines 
Teams im STZ Pankow zu fühlen.

Gleichzeitig zeigen die qualitativen Interviews mit den 
Hauptamtlichen, dass sie den Ehrenamtlichen einen 
äußerst hohen Stellenwert zusprechen. Sie arbeiten und 
lernen gemeinsam mit den Engagierten des Sozialraumes 
und schätzen sie als Mitgestalter/-innen desselben sehr.

Die Ergebnisse der Befragung der Ehrenamtlichen und 
auch die Interviews mit den Hauptamtlichen zeigen: 
Zufriedene Ehrenamtliche sind jene, die begleitet, ange-
nommen, wertgeschätzt und anerkannt werden. Sie 
müssen „gesehen“ werden. Dieses wird erreicht durch 
ein gutes Freiwilligenmanagement mit Hauptamtlichen, 
die die nötigen Ressourcen haben, um für eine gute 
Kommunikationsstruktur, eine passgenaue Tätigkeit, 
eine Anerkennungskultur und vor allem Partizipations-
kultur zu sorgen.

Nichtsdestotrotz zeigte die Untersuchung, dass an 
einigen Stellen Handlungs- und Verbesserungsbedarf 
besteht. Hierbei sind besonders die Hauptamtlichen – 
insbesondere das Freiwilligenmanagement – gefordert, 
um auf Dauer eine Zufriedenheit und gute Zusammenar-
beit aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des STZ Pan-
kow erhalten und weiter ausbauen zu können. 

Handlungsempfehlungen
Die Autorin der Masterthesis gibt folgende Handlungs-
empfehlungen:

Es ist dringend eine Verständigung und Aufklärung der 
Hauptamtlichen darüber notwendig, welche Anerken-
nungsformen im STZ praktiziert werden. Diese sollten in 
einem gemeinsamen Konzept zur ehrenamtlichen Arbeit 
fixiert und vor allem beschlossen werden. Des Weiteren 
ist es in diesem Zusammenhang notwendig, den Ehren-
amtlichen deutlich immer wieder bestimmte Merkmale 
der Anerkennung, wie bspw. den bestehenden Versiche-
rungsschutz, zu kommunizieren. 

Weiterhin sollte eine Möglichkeit für alle geschaffen wer-
den, sich problemlos und ohne daraus sich ergebende 
Verpflichtungen kennen lernen zu können. Der Wunsch, 
alle Beteiligten kennen zu wollen, war bei Ehren- wie 
auch Hauptamtlichen deutlich sichtbar. Tritt der Wunsch 
bei den Hauptamtlichen aus Sorge um die eigenen 
Kapazitäten in den Hintergrund, so gibt die Mehrheit der 
Freiwilligen an, eigentlich durchaus genügend Kontakt 
zu haben. Eine Möglichkeit, dieser Divergenz (Wunsch 
nach Bekanntheit ja, mehr Kontakt nein) möglichst sen-
sibel zu begegnen, besteht u. a. auch darin, über das 

Freiwilligenmanagement alle ehren- und hauptamtlichen 
Mitarbeiter/-innen zu ein- bis zweimal jährlich stattfin-
denden Austauschtreffen einzuladen. 

Weitere Empfehlungen, welche sich im Verlauf der Aus-
wertung herauskristallisiert haben, sind: gemeinsame 
Gespräche der Ehren- und Hauptamtlichen, wobei sich 
zunächst die kleineren Teamrunden des Nachbarschafts-
cafés, der Lernpaten und der Hauptamtlichen anbieten 
würden. 

Folgende Themen sollten nach Auswertung der Befra-
gung der Ehrenamtlichen dabei Eingang finden und 
einmal genauer betrachtet werden (Reihenfolge ohne 
Wertung): 
 
1. Wann würde den Engagierten die Tätigkeit keinen Spaß 
mehr machen? Welche Anlässe könnten dazu führen?
2. Wie stellen sich die Ehrenamtlichen eine gute Beglei-
tung vor? Was gehört für sie dazu? Was brauchen sie, 
um sich angenommen zu fühlen?
3. Wann fühlen sich die Ehrenamtlichen unterfordert? 
Sind es einzelne bestimmte Momente? Unterfordert sie 
die Tätigkeit insgesamt?
4. Wie stellen sich die Engagierten Mitgestaltung vor? 
Was brauchen sie, um das Gefühl zu haben, dass eigene 
Ideen willkommen sind, dass sie Pläne umsetzen können?
5. Was brauchen Ehrenamtliche für die Entwicklung 
eines Teamgefühls? Ist es wichtig für sie, eine Teamzu-
gehörigkeit zu erfahren?

Spannenderweise gab es auch Handlungsempfehlun-
gen von den Ehrenamtlichen selbst, die hier ebenfalls 
genannt werden müssen und einer Umsetzung bzw. Dis-
kussion bedürfen:

1. Die Aufforderung an die Hauptamtlichen, selbst ein-
mal im Nachbarschaftscafé tätig zu werden, um den 
Umfang der Arbeit besser einschätzen zu können.
2. Die Thematik einer Aufwandsentschädigung anzuspre-
chen und zu diskutieren.
3. Es wird eine bessere Abstimmung zwischen den 
Hauptamtlichen und den Kursleiter/-innen gewünscht, 
wobei zunächst genau eruiert werden müsste, in wel-
chem Bereich der Unmut aufgetreten ist.
4. Eine schwer umzusetzende und zunächst ebenfalls 
zu besprechende Forderung war die nach einer straffe-
ren Organisation. Auch hier ist nicht ganz klar, worauf 
sich dieser Wunsch bezieht und bedarf einer Klärung. 
Dazu passend ist die Aufforderung, Aufgabenbereiche 
besser festzulegen und die Informationsmaterialien für 
die Ehrenamtlichen immer auf dem neuesten Stand zu 
halten.
5. Da eine Aussage lautete, dass Hauptamtliche oft 
nicht im Haus seien, ist es auch hier notwendig, darüber 
ins Gespräch mit den Engagierten zu kommen. Offenbar 
ist das mindestens für eine ehrenamtliche Person wich-
tig. Interessant wäre zu erfahren, ob es auch anderen so 
geht, und dementsprechend zu handeln.

1 Zusammenfassung erstellt von Maik Eimertenbrink 

Ergebnisse einer Masterarbeit, eingereicht an der Alice-
Salomon-Hochschule Berlin zur Erlangung des Grades 
eines Masters in Sozialmanagement.

Juliane Erler leitet die Freiwilligenagentur im STZ Pankow 
und ist verantwortlich für das Freiwilligenmanagement, 
die Gesamtorganisation der ehrenamtlichen Arbeit so-
wie für die engere Begleitung von 21 Ehrenamtlichen. 

Zunächst ein Zitat des Bundespräsidenten Gauck: 
„Die Bundesregierung erhebt ja regelmäßig Zahlen, wie 
viele Menschen in Deutschland freiwillig dies oder jenes 
tun. Und es ist so, dass sich die Zahlen nicht vermin-
dern, sondern Freiwilligkeit nimmt zu. Und davon müs-
sen wir erzählen.“ (Gauck, 2013)

Ehrenamtliches Engagement im 
Stadtteilzentrum Pankow
Ehrenamtliches, freiwilliges und bürgerschaftliches 
Engagement ist ein fester Bestandteil unserer heutigen 
Zivilgesellschaft. Es findet in Form von Selbsthilfe, poli-
tischer Beteiligung oder gesellschaftlicher Mitgestaltung 
in allen Bereichen des Gemeinwesens statt. Es wird von 
Menschen aller Bildungs-, Alters- und Herkunftsschich-
ten ausgeübt. 

Im Stadtteilzentrum Pankow (STZ) sind beispielsweise 
derzeit 76 Personen ehrenamtlich aktiv. Sie betreiben 
ein Nachbarschaftscafé, helfen Grundschüler/-innen 
beim Lernen, besuchen ältere Menschen und deren 
Angehörige, leiten Kurse und Veranstaltungen, beraten, 
sind im Büro tätig, pflegen Pflanzen, erklären Senior/-
innen Computer und Internet, dekorieren oder halten die 
Bücherstube in Ordnung.

Das STZ Pankow besteht seit knapp vier Jahren, und 
vom ersten Tag im Juli 2009 an haben sich Bürger und 
Bürgerinnen des Kiezes darin engagiert. 

„Zur Zusammenarbeit von hauptamtlichen und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in der Gemeinwesenarbeit“

�

Die Forschungsfragen
Wie wird die Zusammenarbeit der Ehren- und Hauptamt-
lichen im STZ von beiden Seiten eingeschätzt? Wie wohl 
fühlen sich die Haupt- und Ehrenamtlichen miteinander? 
Wie geht es den Ehrenamtlichen in ihrer Tätigkeit, im STZ 
selber? Wo besteht nach Meinung der Ehrenamtlichen, der 
Hauptamtlichen Handlungs- und Verbesserungsbedarf?

Die Ehrenamtlichen des STZ Pankow erhielten einen 
standardisierten Fragebogen, für die Befragung der 
Hauptamtlichen hingegen wurde die qualitative Methode, 
das Expert/-inneninterview gewählt. 

Die Ergebnisse: Über die Zufriedenheit von 
Ehrenamtlichen 
Die ehrenamtlichen Mitarbeiter/-innen lassen eine hohe 
Zufriedenheit, verbunden mit einem ausgesprochenen 
„Wohlfühlen“ erkennen. Die Mehrheit der Ehrenamtlichen 
im STZ Pankow bezeichnet ihr Engagement als einen 
„sehr wichtigen“ oder „wichtigen“ Teil ihres Lebens (31 
der 37 Befragten). 

An eine ehrenamtliche Tätigkeit, der man einen hohen 
Stellenwert zuschreibt, stellt man auch Ansprüche – 
sowohl an die inhaltliche wie auch soziale Erfüllung, 
die man darin finden möchte. Die Evaluation im STZ 
Pankow zeigt, dass es den ehren- und hauptamtlichen 
Mitarbeiter/-innen gelingt, die gegenseitigen Erwartun-
gen an die Tätigkeiten und ihre Rahmenbedingungen 
weitgehend zu erfüllen. So antworten 35 der 37 Befrag-
ten, dass ihre Erwartungen an das Engagement erfüllt 
wurden, und von 37 Personen würden sich 36 auch wie-
der für genau diese Tätigkeit entscheiden. 

Auch einzelne Aspekte, die zu einer Zufriedenheit im 
Engagement beitragen, zeigen ein sehr positives Ergeb-
nis: 35 der 37 Befragten fühlen sich wohl in ihrer Tätig-
keit und alle 37 Ehrenamtlichen fühlen sich wohl im STZ. 
Eine eindeutige Mehrheit fühlt sich „sehr gut“ oder „gut“ 
angenommen und auch gut in ihrer Arbeit begleitet. 

- Bestandsaufnahme der Zusammenarbeit im Stadtteilzentrum Pankow
Masterthesis von Juliane Erler1

Ehrenamtsempfang 2013
Gemeinwesenverein Heerstraße Nord e.V.
Foto: Michael Rexhausen
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Erfolgsfaktoren
Vorerst sollte geklärt werden, inwieweit die Netzwerke 
überhaupt erfolgreich sind:
Sowohl in Berlin als auch in San Francisco betonten die 
Koordinatorinnen, dass ihr Netzwerk erfolgreich ist und 
sogar oft das hilfreichste Netzwerke für viele der Teilneh-
mer, da es diese genau mit den Informationen versorgt, 
die diese für die alltägliche Arbeit brauchen.9 Zudem 
zeigt die gleichbleibende (SFNCT) bzw. zunehmende (Ber-
liner Geschäftsführerrunde) Anzahl an Mitgliedern, dass 
der Zeitaufwand für Netzwerktreffen sich für die Zentren 
offensichtlich lohnt. 

Beide Koordinatorinnen waren sich unabhängig vonei-
nander einig darin, dass folgende Faktoren zu diesem 
Erfolg beitrugen:
 Intensiver Austausch zwischen den am Netzwerk 
   Teilnehmenden 
 Gleichbehandlung der Teilnehmenden durch   
   den/die Koordinator/-in
 Räumliche Nähe
 Intensiver Austausch zwischen den Teilnehmenden   
   (thematische Arbeit in Kleingruppen)

Vorteile 
Vorteile, die nicht nur die Teilnehmenden laut beiden 
Koordinatorinnen aus den Netzwerken ziehen, sind:
 Verbesserte Kooperation zwischen Stadtteilzentren,   
   Lokalpolitikern und Verwaltungen
 Erfahrungsaustausch zwischen den Zentren
 Verbesserte öffentliche Wahrnehmung der Mitglieds-
   organisationen
 Optimierung von Angeboten der teilnehmenden 
   Stadtteilzentren10

Fazit und Ausblick

Allein schon die konstante Teilnahme an Netzwerktref-
fen wurde von Birgit Monteiro als bedeutender Er folg 
gewertet – dies veranschaulicht, welches Hauptrisiko 
für solche Netzwerke besteht. Diesem Risiko gegen-
über stehen allerdings sowohl in der Theorie als auch 
in der Praxis in Deutschland und den USA Vorteile, 
die den Teilnehmenden Kapazitäten verschaffen, um 
vorhandene Ressourcen optimier ter zu nutzen. Die 
Teilnahme „kostet“ den Einrichtungen also keine Zeit, 
sondern spart ihnen länger fristig gesehen sogar Zeit 
und Geld. 
Gründe, warum PRINS sowohl deutschlandweit als auch 
in den USA so wenig verbreitet sind, könnten mangelnde 
Ressourcen für die Kommunikation der Erfolge der Netz-
werke sein. Ein möglicher Schritt, um dies zu ändern, 
könnte die Evaluation von bestehenden Netzwerken sein, 
beispielsweise mit Fokus auf dem Nutzen für die Bürger 
und Bürgerinnen, die Zentren selbst sowie politische Ziel-
setzungen. Dies wäre zudem eine hilfreiche Grundlage 
für die Suche nach finanziellen Unterstützern. Um solch 
eine Evaluation durchzuführen, könnten beispielsweise 
Hochschulen ein interessanter Partner sein. 

Abschließend ergeben sich aus meinen Recherchen 
folgende Gedanken:
 Prägnante Namen für PRINS wie beispielswei der 
„Verbund der Stadtteilzentren in Berlin Marzahn-Hel-
lersdorf“ oder „SFNCT“ sind empfehlenswert, weil sie 
einprägsamer sind als z.B. „Berliner Geschäftsführer-
runde der Mitgliedsorganisationen des Verbandes für 
sozialkulturelle Arbeit“.
 Evaluation bestehender PRINS sowie Kommunikation 
der Erfolge könnten Schritte sein, um deren Finanzie-
rung und Verbreitung zu fördern.
 Querverweis auf die Teilnahme an PRINS/Bundesver-
band auf Homepage und anderen Werbematerialien von 
Stadtteilzentren kann als Qualitätsmerkmal sowie zur 
Steigerung der professionellen Wahrnehmung dienen.
 Zur verbesserten Ressourcennutzung: Veröffentlichen 
von Stellenangeboten einzelner Zentren auf der ge-
meinsamen Netzwerkhomepage, wie es beispielsweise 
bereits PRINS in den USA machen.
 Ein prägnanterer Name/optimierte Onlinepräsenz für 
den VskA – bei meiner Onlinerecherche nach Netzwer-
ken von Nachbarschaftszentren/-häusern und Stadt-
teilzentren bin ich an keinem Punkt auf den Verband 
gestoßen.

Basisliteratur:
Bauer, Petra (2005): Institutionelle Netzwerke steuern 
und managen. Einführende Überlegungen. In: Bauer, 
Petra/Otto, Ulrich (Hrsg.) 2005: Mit Netzwerken profes-
sionell zusammenarbeiten. Band 2: Institutionelle Netz-
werke in Steuerungs- und Kooperationsperspektive. Tü-
bingen: dgvt, S. 26-38.

Weyer, Johannes (2011): Soziale Netzwerke. Konzepte 
und Methoden der sozialwissenschaftlichen Netzwerk-
forschung. München: Oldenbourg.

PRINS in den USA:
www.sfnct.org/
www.unhny.org/
www.uncom-milw.org 
www.federationnc.org

10 Gemeinsame Fortbildungen sowie eine verbesserte 
Finanzierung wurden zudem indirekt von beiden Koordi-
natorinnen genannt.

von Katharina Kühnel

Ergebnisse einer Bachelorarbeit, in der für die prakti-
sche Untersuchung neben einer Netzwerkkoordinatorin 
in San Francisco auch Birgit Monteiro als Koordinatorin 
der Geschäftsführerrunde der Berliner Mitgliedsorgani-
sationen des VskA interviewt wurde.
Katharina Kühnel ist ehemalige Studentin der Katholi-
schen Hochschule für Sozialwesen Berlin (BA 2013) und 
nun tätig in den Projekten „Intermediäre Stadtteilkoordi-
nation“ der Nachbarschaftsetage Fabrik Osloer Straße 
sowie bei den Kiezinseln und der inklusiven Familienkü-
che „Mensch mach mit!“von TÄKS e.V.

Netzwerkarbeit ist ebenso ein Prinzip der stadtteilorien-
tierten Arbeit wie optimale Nutzung vorhandener Res-
sourcen.1 Befinden sich nun in einer Region mehrere 
Stadtteilzentren, liegt deren regionale Vernetzung als 
logischer Schluss nahe. Doch wieso wird diese Idee 
hierzulande kaum umgesetzt? Nach Kennenlernen ei-
nes derartigen Netzwerkes in San Francisco 2011 re-
cherchierte ich wochenlang, fand jedoch keine Infor-
mationen über eine ähnliche Form der Organisation 
in Deutschland, bis mich eine Dozentin auf den VskA 
hinwies. Über den Verband stieß ich auf die Berliner Ge-
schäftsführerrunde. Doch sowohl Berlin als auch San 
Francisco schienen Einzelbeispiele von Netzwerken zwi-
schen Stadtteilzentren zu sein, so dass ich mir folgende 
Fragen stellte, die die Ausgangsbasis für meine Bache-
lorarbeit waren:
Ist ein solches Netzwerk zu risikoreich für die Beteilig-
ten? Gibt es nicht genügend Vorteile? Welche Bedingun-
gen sind notwendig, um entsprechende Netzwerke zum 
Erfolg zu führen? Kann der Erfolg in Strukturmerkmalen 
und Form der Organisation begründet sein? 
Ich erhebe mit dieser Arbeit keinen Anspruch auf Re-
präsentativität, sie soll vielmehr einen Einstieg in den 
Themenkomplex bieten.

Definition Professionelle regionale Interorganisations-
netzwerke zwischen Stadtteilzentren (PRINS)

Auf den Unterschied zwischen einem Netzwerk und einer 
Kooperation wird an dieser Stelle nicht weiter eingegan-
gen, es sei jedoch verwiesen auf die Unterscheidung, 
die von Claudia Scholta vorgenommen wird.2 Ein PRINS 
ist ein Netzwerk, dessen Professionalität sich unter an-
derem durch einen unabhängigen Koordinator, feld- statt 
fallbezogene Zusammenarbeit sowie eine Formalisie-
rung auszeichnet.3 Ein PRINS ist zudem immer regional 

organisiert, das heißt in einem Nahraum, wie beispiels-
weise einer Stadt. Das ermöglicht häufigeren, auch in-
formellen Kontakt, sowie gegenseitige Unterstützung 
bei gleichen Herausforderungen.4 PRINS sind zudem 
Interorganisationsnetzwerke5, also Gruppen von Organi-
sationen, „die ihre Handlungen in Erwartung konkreter 
Vorteile koordinieren“.6 In Stadtteilzentren wird soziale 
Arbeit, die sich auf ihren Stadtteil konzentriert, koordi-
niert. Das Ziel dieser Arbeit ist die Verbesserung der Le-
bensumstände der Bewohner und Bewohnerinnen “with 
a broad range of cultural, age, and gender groups“.7

Forschungsdesign

Die Literaturrecherche wurde mithilfe von deutscher und 
englischer Literatur im Bereich Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaft sowie relevanten Veröffentlichungen in der 
Stadtteilarbeit betrieben. Basierend darauf wurde ein 
Interviewleitfaden entwickelt, mit dem zwei Interviews 
durchgeführt wurden. Das Interview mit Julie Moed, der 
Koordinatorin des Netzwerkes „San Francisco Neigh-
borhood Centers Together“ (SFNCT), wurde per Skype 
geführt. Das Interview mit Birgit Monteiro, der Koordi-
natorin der Berliner Geschäftsführerrunde der Mitglieds-
organisationen des VskA, wurde per Telefon geführt. 
Nach der Transkription der Gespräche wurden Katego-
rien entsprechend der Forschungsfragen gebildet: Was 
sind Erfolgsfaktoren für PRINS? Was sind Vorteile, die 
Mitglieder aus einem PRINS ziehen können?

Ergebnisse der Untersuchung in der Praxis8

Risiken
PRINS besitzen laut den Koordinatorinnen das Risiko 
einer unregelmäßigen Teilnahme von Stadtteilzentren-
Vertretern. Grund hierfür ist eine lückenhafte Finanzie-
rung. Vor allem bei den Einrichtungen, die allein durch 
ehrenamtliches Engagement gestemmt werden, ist eine 
konstante Teilnahme fast unmöglich. 

1 Vgl. Hinte, Wolfgang (2005) und Lüttringhaus (2011). 
2 Vgl. Scholta, Claudia (2005): Erfolgsfaktoren unterneh-
mensübergreifender Kooperation am Beispiel der mittel-
ständischen Automobilzulieferindustrie in Sachsen. In: 
Müller/Spanner-Ulmer (Hrsg.): Wissenschaftliche Schriften-
reihe des Institutes für Betriebswissenschaften und Fabrik-
system TU Chemnitz, September 2005, Heft 48, S. 22.
3 Vgl. Bauer, Petra (2005): S. 26-38.

4 Vgl. Heidenreich, Martin (2011).
5 In den meisten Publikationen wird sich auf „Unter-
nehmensnetzwerke“ bezogen – aufgrund der sozialar-
beiterischen Herangehensweise bevorzuge ich jedoch 
den Terminus Interorganisationsnetzwerk, vgl. Dahme, 
Heinz-Jürgen/ Wohlfahrt, Norbert (2000).
6 Vgl. Weyer, Johannes (2011): S. 51.
7 United Neighborhood Centers of America (2012).
8 Genannt werden nur Einschätzungen, die beide Koordi-
natorinnen übereinstimmend äußerten.
9 Beide Netzwerke haben ihre eigenen Stärken: In Berlin 
wird vor allem inhaltlich viel in Kleingruppen gearbeitet. 
(Monteiro: Vertrauen entsteht „am besten durch gemein-
same Arbeit“.) In San Francisco können Serviceleistun-
gen, wie gemeinsame Mittelbeantragung oder Hilfe bei 
Konzeptionierungen, für die Mitgliedsorganisationen ge-
boten werden.

GEMEINSAM STATT EINSAM -�

Professionelle regionale Interorganisationsnetzwerke zwischen Stadtteilzentren (PRINS) 

     Da wächst etwas. Neue Theorien für die Praxis2

Auf dem Vorplatz des Bürgerhauses Oslebshausen
in Bremen anlässlich des 25-jährigen Jubiläums 
von Ralf Jonas
Foto: Ralf Jonas





8 9

Der Samstag gehörte ganz Jerusalem: ein geführter ge-
meinsamer Rundgang durch die Altstadt mit Besichtigung 
aller wichtigen Sehenswürdigkeiten wie u.a. Klagemauer, 
Grabeskirche, Damaskustor, Jaffator und „heavy-souve-
nir-shopping“.
Am Abend dann das Abschiedsessen und eine Auswer-
tungsrunde aller Beteiligten und Partnerorganisationen. 
(An den Tagen davor gab es allabendlich in unserer Grup-
pe Feedback-Runden über die gewonnenen Eindrücke, Er-

lebnisse und auch wahrge-
nommenen Widersprüche.)

Das Thema des Fachkräf-
teaustausches „Leben und 
Arbeiten mit Konflikten“ 
wurde besonders fühlbar 
bei den Berichten der Kin-
der und Jugendlichen in 
Ashkelon und bei dem Be-
such von Ost-Jerusalem.

Sonntag, 10.03.2013: Flug von Tel Aviv (28°, Sonne) 
nach Berlin (-2°, Schneefall).

Weitere Texte und Fotos im Online-Reisetagebuch: 
http://www.spinnenwerk.de/israel2013

Auf vielfachen Wunsch konnten wir am Donnerstagvor-
mittag noch nach Yad Vashem fahren. Nachmittags ging 
es nach Ost-Jerusalem. Für viele Teilnehmer/-innen war 
das der  interessanteste Teil der Reise. Fahrt durch die 
Checkpoints und die Mauer, Szenen auf der Straße, die 
einem Kulturschock gleichkamen: Müll- und Schuttberge 
neben modernen Immobilien, keine Straßenmarkierung 
und kaum funktionierende Ampeln = Verkehrschaos, Zie-
gen und Schafe wurden im Großstadtverkehr über die 

Straßen getrieben.
Im dortigen Commu-
nity-Center hatten wir 
erstmals während der 
Reise richtig Kontakt 
zu den dort aktiven 
Sozialarbeiter/-innen 
und jungen Frauen und 
Männern, d.h. nicht 
wie vorher nur zu Ver-
tretern der Stadtver-
waltung. 
Neben einem gemein-
samen reichhaltigen 
Essen gab es einen Vortrag über die Region, u.a. von 
dem Leiter des Hauses, einem ehemaligen israelischen 
Offizier, und ein feines kleines Kulturprogramm.
Anschließend konnten wir Ost-Jerusalem nochmals von 
„außen“ betrachten, ein erschreckendes Bild: Müllber-
ge, auf denen Kinder spielten, wilder und unkontrollier-
ter Häuserbau, der keinen Straßenbau und ausreichen-
de Kanalisation ermöglicht, Maschinengewehrsalven 
waren zu hören und Rauchsäulen zu sehen.
Im Kontrast dazu stand abends der Besuch der Zitadel-
le am Jaffator mit der Sound-and-Light-Show „The Night 
Spectacular“ - Stadtgeschichte anschaulich, sinnlich 
und spektakulär!

Nach einer kurzen Stadtrundfahrt durch Jerusalem fuh-
ren wir am Freitag nach Tel Aviv und besuchten das Com-
munity-Centre Ne’ve Tzedek: ultramodern im Gegensatz 
zu dem, was wir bis dahin gesehen hatten, und sehr of-
fene und geradezu enthusiastische Akteure berichteten 
über ihre Arbeit.
Nach einer kurzen Besichtigung von Jaffa stand der Nach-
mittag zur freien Verfügung, und wir trafen uns fast alle 
auf dem dortigen berühmten Freitagsmarkt - zusammen 
mit tausenden Menschen auf engstem Raum.
Vor der Rückfahrt nach Jerusalem gab es noch einen kur-
zen Halt an dem Ort des Attentats auf Jitzchak Rabin. Ein Wüstenfuchs

Verkehrsmitteln nach Masada gefahren und hatten ei-
gentlich vor, auch in dem Guest-House zu übernachten, 
das aber hoffnungslos überfüllt war. Wir konnten sie ret-
ten und haben ihnen ein Obdach in unseren Zimmern 
gegeben.

Dienstags ging es von Masada, vorbei an Beduinenge-
bieten, nach Be’er Sheva, der Hauptstadt der Negev-
Wüste, mit Besuch des Jugendkulturzentrums Kiwunim, 
einer Töpferwerkstatt für Äthiopierinnen und Start-Up, 
einer Existenzgründungsfirma. Im Kiwunim beeindruckte 
uns besonders ein Projekt: „Football for Peace“, das 
für Kinder aus jüdischen und arabischen Familien (hier 
Beduinen) im Grundschulalter konzipiert wurde. Diese 
Projektidee wurde in Köln und Brighton entwickelt. Trai-
ner aus der jüdischen und arabischen Gemeinde wurden 
im Ausland geschult, um dieses Projekt in Be’er She-
va durchzuführen. Durch Fußball werden Kindern Werte 
zum Dialog und zum freundschaftlichen Zusammenle-
ben vermittelt: „Fußball ist ein Werkzeug zur Wertever-
mittlung.“
Die Töpferwerkstatt hingegen hatte uns etwas betrübt, 
denn es gab keinerlei Gegenstände in dem Raum, die 
zur Behaglichkeit für die Frauen an diesem Ort beigetra-
gen hätten. Auch das Umfeld außerhalb der Werkstatt 
wirkte außerordentlich ärmlich und trostlos.

In Ashkelon, der Partnerstadt von Berlin-Pankow, wurden 
wir am Mittwoch durch diverse (gefühlte 100) Commu-
nity-Center navigiert. Wir hatten den Eindruck, man woll-
te uns wirklich alles zeigen, wodurch der Zeitplan sehr 
eng gestrickt war und wir uns wie in einem Zeitraffer-
film vorkamen. Das Gesehene war sehr interessant, die 
Angebote in den besichtigten Häusern waren durchaus 
ähnlich wie bei uns (Kultur, Sport, Kinder- und Jugend-
arbeit, Gemeinwesenarbeit). Besonders erwähnenswert: 
das Kinder- und Jugendhaus für äthiopische Einwanderer, 
der Kibbuz in Gvar’am nahe dem Gaza-Streifen und ganz 
besonders der Besuch einer Einrichtung, in der Kinder 
und Jugendliche über die Erlebnisse aus dem November 
2012 (Raketenangriffe) berichteten. Eine Art Jugendpar-
lament kümmerte sich in der Zeit um die Beaufsichtigung 
und Betreuung der Kinder der Stadt!

vom 03.03.-10.03.2013
Verband für sozial-kulturelle Arbeit e.V. 
in Kooperation mit dem Frei-Zeit-Haus e.V.
Bericht und Fotos: Stephan Lange, Rostocker Freizeitzen-
trum e.V., und Reinhilde Godulla, GskA mbH.

Das Thema des Fachkräfteaustausches „Leben und Ar-
beiten mit Konflikten“ sollte unerwartet Realität werden: 
die für November 2012 geplante Reise musste wegen 
Raketenangriffen auf Israel kurzfristig auf März 2013 ver-
schoben werden.

Am Sonntag, dem 03.03.2013 startete unser Flugzeug 
in den frühen Morgenstunden von Berlin/Tegel mit dem 
Ziel Tel Aviv/Ben Gurion. Dort gab es Einreiseprobleme 
für ein Reisemitglied aufgrund ihrer iranischen Herkunft. 
Nach fünf Stunden Wartezeit konnten wir dann alle nach 
Jerusalem weiterfahren. Dort wurden wir herzlichst durch 
Etti Issler im Agron-Guest-House empfangen, und bei ei-
nem gemeinsamen Abendessen in der Nähe des Jaffa-
tores gab es den ersten Austausch über das Programm.

Am Montag fuhren wir zuerst nach Ma’ale Adumim, einer 
israelischen Siedlung im Westjordanland, ca. 10 km west-
lich von Jerusalem. Dort besichtigten wir ein Community-
Centre und den Jugendclub „Metro“ sowie Museum und 
Wohnhaus des israelischen Malers Moshe Castel.
Interessant für uns war, dass in der Kinder- und Jugend-
arbeit auch das Militär eine große Rolle spielt. Es wird 
sehr früh die Wichtigkeit und Notwendigkeit des Militärs 
hervorgehoben, und junge Soldaten und Soldatinnen ar-
beiten aktiv in Jugendhäusern mit. 
Dann ging es weiter in 
Richtung Totes Meer - 
Straßenkontrollen durch 
die israelische Armee 
inklusive -, vorbei an Je-
richow und an den Höh-
len von Qumran (Fundort 
der ältesten bekannten 
Bibelhandschriften).
Am „Mineral Beach“ 
gab es einen kurzen Ba-
destop. Der Gruppe blieb 
nicht nur die Erinnerung 
an das besondere Bade-
Schwebe-Erlebnis im To-
ten Meer, sondern auch 
die vergebliche Suche 
beim Tauchen nach dem Verlobungsring, der einem Kolle-
gen ins Wasser gefallen war.
Abends erreichten wir unser Tagesziel, das Guest-House 
Masada, wo wir während des Abendprogramms über den 
historischen Hintergrund dieses Ortes und den nächtli-
chen Tiefflugverkehr über dem Toten Meer zur Grenzsi-
cherung aufgeklärt wurden.
Und wir hatten ein Treffen der besonderen Art. Auf dem 
Weg zum Abendessen trafen wir an der Rezeption den 
Geschäftsführer eines freien Trägers aus Berlin mit Sohn 
und Tochter. Sie waren von Jerusalem mit öffentlichen 
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Ehrenamtsfest 2013 Universal Hall, 
Ehrung der Ehrenamtlichen durch den Vorstand 
und die Geschäftsführung, 
Foto: Nachbarschaftsheim Schöneberg
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deutschsprachig waren. Dabei war unsere zionistische 
Gruppe sehr daran interessiert, diese Menschen weiter 
dem Judentum zu erhalten, ihnen aber auch gleichzeitig 
viel europäische Bildung zu vermitteln.“ (Ellger-Rüttgardt 
1996, S. 275)

In den 1920er Jahren stabilisierte sich der Verein, der 
das Volksheim trug, denn Ende der 1920er Jahre wurde 
das Gebäude „in einer großzügigen Umgestaltung neu 
hergerichtet. Hierbei wurde der Keller zu Wasch- und Ba-
deräumen mit Duschvorrichtungen ausgebaut. Im Parter-
re und ersten Stock waren die Spiel- und Arbeitsräume 
für den Kindergarten und ein Nachmittagshort unterge-
bracht. Außerdem lag im ersten Stock das Beratungszim-
mer des Arztes, der hier seine Sprechstunden für Säug-
lings- und Jugendpflege abhielt.“ (Stein 1987, S. 133)

Das Volksheim war Kindergarten und Bildungseinrich-
tung. Es wird von Sprachkursen und einer Lesehalle be-
richtet. „Zeitweilig besuchten 25 Mädchen und Jungen 
den Kindergarten. Ab Mittag wurden 60 Kinder in dem 
dortigen Hort betreut.“ (Plog 1999) Für 40 bedürftige 
Kinder wurde im Volksheim Mittagessen zubereitet.

Geleitet wurde das Volksheim bis 1928 von Dr. Kurt 
Wittkowski, einem Zionisten, dann von der Jugendleite-
rin Gertrud Rosenbaum, von der das Jüdische Gemein-
deblatt schreibt, dass sie auch Vorträge hielt, so z.B. im 
Februar 1929 zum Thema „Elternhaus und Hort“.

Finanziert wurde das Altonaer Volksheim wesentlich 
durch die Unterstützung der Hochdeutschen Israeliti-
schen Gemeinde in Altona und die Deutsch-Israelitische 
Gemeinde in Hamburg. Dennoch hat es immer finanzielle 
Engpässe gegeben. So richtete Irma Schindler 1931 für 
den Vorstand des „Vereins Volksheim“ an den „verehrli-
chen Vorstand der Hochdeutschen Israeliten Gemeinde“ 
die Bitte um Subvention, denn „wir (sind), auch bei größ-
ter Einschränkung des Volksheimbetriebes und größter 
Sparsamkeit in den Ausgaben, nicht mehr in der Lage, 
unsere Arbeit mit eigenen Mitteln weiterzuführen. Wir 
werden daher gezwungen sein, so schwer uns auch die-
ser Entschluss wird, zum 1. Juli das Heim zu schließen, 
wenn uns nicht von irgendeiner Seite geholfen wird.“ (zit. 
nach Lorenz 1987, S. 1314 f.) Das Volksheim wurde 
nicht geschlossen.

1932 wurden die Leistungen noch einmal anschaulich 
geschildert. „An Hilfskräften beschäftigt das Jüdische 
Volksheim für Kindergarten und Hort drei Angestellte.  
– Da die Leiterin, Fräulein Rosenbaum, eine Jugendlei-
terin ist, werden ihr an einigen Tagen der Woche von der 
Städtischen Gewerbeschule Altona Schülerinnen zuge-
wiesen, die durch sie im Volksheim ihre praktische Aus-
bildung erhalten und dadurch unentgeltliche Hilfskräfte 
sind.“ (ebenda S. 1317)

Kurt Wittkowski schrieb als ehemaliger Leiter des Jüdi-
schen Volksheimes in Altona rückblickend über die Arbeit:
„Wie ist das Jüdische Volksheim entstanden? Kurz ge-
sagt: es ist ‚gewachsen’, nicht geschaffen. Nicht aus der 
Erkenntnis einer Notlage, sondern aus eigener Not haben 
einige westjüdische Zionisten gegen Ende des Weltkrie-
ges den Weg zur ostjüdischen Jugend gefunden; dieses 
Leben in und mit dieser Jugend gab ihnen eine stärkere 
Verwurzelung im jüdischen Volke, als sie es jemals in der 
Zusammenarbeit mit westjüdischen Gesinnungsgenos-
sen hätten finden können. Wenn das Jüdische Volksheim 
in Hamburg-Altona etwa noch bis in die Jahre hinein, in 
denen die alten Jugendbünde bereits im Sterben lagen, 
seine Gruppen und Kurse hatte aufrechterhalten können, 
so lag dies zu einem guten Teil an der lebendig geblie-
benen Tradition dieser fruchtbaren Nachkriegsarbeit, 
deren Träger selbst niemals ganz die Fühlung mit dem 
Volksheim verloren hatten. Zu einem anderen Teil aber 
verdankte das Jüdische Volksheim sein Fortbestehen 
der rechtzeitigen Umorganisation in ein nach sachlich-
pädagogischen Gesichtspunkten aufgebautes Heim. Es 
ist hier nicht der Platz zu zeigen, unter welchen Kämp-
fen sich diese Umbildung vollzog, zumal auch heute noch 
nicht gesagt werden kann, ob sie mit Erfolg durchgeführt 
ist. Eins aber wurde auch im Rahmen der neuen Arbeit 
deutlich. Der wesentliche, der treibende Faktor muss 
eine wenn auch anders zusammengesetzte Helferschaft 
als Trägerin der Erziehungsarbeit bleiben. Auch dies eine 
Erfahrung, die wohl alle Heime machen müssen, sobald 
sie wirklich Stätten der Gemeinschaftserziehung sind: 
dass nur eine Gruppe Gleichgesinnter mit dem erzieheri-
schen Willen eine erzieherische Gemeinschaft schaffen 
kann.“ (Wittkowski 1927, S. 253)
Nach dem Beginn der nationalsozialistischen Diktatur 
wurde die finanzielle Schraube noch enger gedreht, 
während die Not in den jüdischen Familien wuchs. Mit 
großem persönlichen Einsatz versuchte Gertrud Rosen-

Die Settlement-Bewegung – auf deren Einfluss sich die 
deutsche Nachbarschaftsheimbewegung und letztlich 
auch unser Verband berufen (vgl. Scherer 2004) – war 
eine christlich-soziale Bewegung. Dennoch begrüßten 
jüdische Männer und Frauen diese Gedanken und über-
trugen sie in den jüdischen Zusammenhang. In ganz Eu-
ropa entstanden so am Anfang des 20. Jahrhunderts 
jüdische Toynbeehallen, genannt nach der Keimzelle 
der Settlement-Bewegung, die Toynbee-Halle in London 
Whitechapel. Die jüdische Wiener Zeitung „Die Welt“ 
schrieb 1901: „Es ist der Geist, der in der Tiefe des jü-
dischen Herzens schlummert, dass die Armut dieselben 
Rechte habe wie der Reichtum. Kein Wunder, daß sich 
Juden sofort für das Institut des Settlements begeister-
ten.“ (Die Welt 5/1901/24/8) Die Toynbeehallen und 
Volksheime entwickelten sich unterschiedlich. Während 
die Toynbeehallen die Volksbildung als vordringliche Auf-
gabe ansahen, gingen die Volksheime in sozialarbeiteri-
scher und sozialpolitischer Hinsicht darüber hinaus.
„Die Settlements sind, seit wir das Institut der Toyn-
bee-Halle kennen zu lernen Gelegenheit hatten, unse-
rem Verständnis näher gerückt. Dient die Toynbee-Halle 
dazu, dass unseren Armen das geistige Brot gereicht 
werde, so ist der Wirkungskreis der Settlements grö-
ßer. Im Bereiche des Volksheims wird nicht nur für die 
geistigen, sondern auch für die körperlichen und wirt-
schaftlichen Bedürfnisse einer, je nach Anlage des Sett-
lements, größeren oder kleineren Menge gesorgt. Es ist 
wohl nicht zu kühn, wenn wir der Hoffnung Ausdruck 
geben, dass das jüdische Volksheim bald auch bei uns 
entstehen werde.“ (ebenda S. 8)

In Deutschland entstanden – neben Toynbeehallen in 
verschiedenen Städten – zwei, jüdische Volksheime in 
Hamburg und Berlin. Ihre bevorzugten Zielgruppen wa-
ren im Unterschied zu den Toynbeehallen Kinder und Ju-
gendliche.

Das jüdische Volksheim Hamburg-Altona
1918 – direkt nach dem Ersten Weltkrieg - wurde in Al-
tona in der Wohlers Allee 58 ein jüdisches Volksheim 
gegründet. Altona war bis 1937 selbstständige Stadt. 

Es kamen verstärkt jüdische Zuwanderer aus Osteuropa 
nach Altona, die vor Armut und Verfolgung geflohen waren. 
1925 lebten in Altona ca. 2400 jüdische Einwohner, das 
entsprach einem Bevölkerungsanteil von 1,8 Prozent.

Dora Lehmann, eine Altonaerin, erinnert sich:
„Die schweren Verhältnisse der Nachkriegszeit began-
nen. Die Kriegsküche wurde zwar geschlossen. Aber 
Wohnungsnot, das Fehlen des Vaters, die Abwesenheit 
der Mutter, die selbst dem Erwerb nachgehen musste, 
herrschten noch vielfach und ließen Erziehung und Pfle-
ge der Kinder oft Schaden nehmen. Hier einzugreifen 
und Hilfe zu leisten war eine vordringliche Aufgabe und 
führte zur Gründung des „Jüdischen Volksheimes“ für 
Kinder und Jugendliche. Studenten, junge Kaufleute und 
Frauen schlossen sich zusammen, um für die licht- und 
raumbedürftige Jugend eine Stätte zu schaffen, in inni-
gem Kontakt mit ihr erzieherischen Einfluss auf sie zu 
gewinnen. Ein Haus in der Wohlers Allee 58 wurde erwor-
ben; geschulte Kindergärtnerinnen, in Hand- und Garten-
arbeit erfahren, und ein Kreis freiwilliger Helfer übernah-
men die pflegerische Betreuung.“ (Lehmann 1998)

Eva Michaelis-Stern (1904 – 1992), Tochter des namhaf-
ten Psychologen William Stern, berichtet: „Die Initiative 
zur Gründung des Altonaer Volksheimes kam vom zionis-
tischen Jugendbund. Eine Freundin von mir war damals 
Kindergärtnerin, ich selbst erteilte Gymnastikunterricht, 
andere haben Musikunterricht gegeben. So hat jeder 
dazu beigetragen, was er konnte. Das Volksheim hatte 
einen Leiter, der wahrscheinlich hauptamtlich angestellt 
war, Herrn Wittkowski. Das Heim war vormittags für die 
Klein- und nachmittags für die Schulkinder geöffnet.

Die Kinder, die wir betreuten, gehörten zu ostjüdischen 
Familien, die nach dem I. Weltkrieg von Polen nach 
Deutschland gekommen waren und die auf ihrem Weg 
nach Amerika in Hamburg hängen geblieben waren. Häu-
fig hatten sie aus wirtschaftlichen Gründen keine Mittel, 
um weiterzufahren, oder aber sie besaßen keine Visen. 
Sie wohnten zusammen in Altona in einem bestimmten 
Viertel.
Eine Hauptschwierigkeit bestand darin, dass die Gruppe, 
die wir in dem Volksheim versammelten, die Eltern und 
Kinder nur Jiddisch sprachen, während wir, die wir aus 
Hamburg und Altona kamen, um dort zu arbeiten, alle 

Jüdische Volksheime in Deutschland�

von Dieter Oelschlägel

Im Juni 2013 feierten hunderte von Bewohner/innen 
mit dem Nachbarschaftsheim Wuppertal sein 
65-jähriges Bestehen
Foto: W. Barczat
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gemeinde des Bösen über den Norden und Osten Ber-
lins.“ (Siegmund-Schultze 1912) Letzteres stellte sich 
allerdings als Irrtum heraus.

„Das Ghetto lag in der Grenadierstraße und ihrer Umge-
bung. Zwischen dem Bülowplatz, dem heutigen Luxem-
burgplatz, und der Münzstraße. Ausgerechnet in dieser 
Gegend hatten sich die Ostjuden niedergelassen, die 
1914 vor den Kriegswirren aus Galizien geflüchtet wa-
ren. Was heißt ausgerechnet. Natürlich hatte das sei-
ne guten Gründe. Hier gab es die billigsten Wohnungen 
und die wenigsten Antisemiten. Einer folgte dem ande-
ren nach. Bald wohnten sie Haus an Haus. Im Zusam-
menrücken glaubten sie Schutz zu finden, und wer weiß, 
auch ein Stückchen Heimat. Viele Berliner verließen 
allmählich dieses Scheunenviertel“, schreibt Mischket 
Liebermann in ihrer Autobiographie (Liebermann 1995). 
Neben koscheren Restaurants und jüdischen Pensionen 
prägten vor allem die in den Keller- und Erdgeschoss-
wohnungen gelegenen Schuster- und Schneiderwerkstät-
ten und kleinen Geschäfte das Straßenbild, wobei sich 
allerdings der Handel vielfach auf der Straße selbst ab-
spielte. „Neben Betstuben und Wohltätigkeitsvereinen, 
die ihre Mitglieder vorzugsweise nach der geografischen 
Herkunft ihrer Mitglieder rekrutierten, etablierten sich 
auch kulturelle und politische Netzwerke, in denen natio-
nale und regionale Zugehörigkeiten eine untergeordnete 
Rolle spielten.“ (Saß 2012, S. 116)

Am 18. Mai 1916 wurde das Jüdische Volksheim eröff-
net und am 7. Juli 1916 beim Königlichen Amtsgericht 
Berlin-Mitte in das Vereinsregister eingetragen. Die Er-
öffnungsrede hielt der Schriftsteller und Sozialist Gustav 
Landauer5. Sie stand unter dem Thema „Judentum und 
Sozialismus“.

„Für Landauer sollte das Volksheim ein Beispiel für die 
‚Erneuerung der Völker aus dem Geiste der Gemeinde’ 
werden (...) Hier sollte ein neuer Kern für eine Gemein-
schaft entstehen, die ursprüngliche Regsamkeit und 
individuelle Eigenheit nicht erstickt, sondern zu neuer 
Kraft entwickelt und fördert.“ (Schäfer 2003, S. 6)

Die Mittel für das Volksheim aufzubringen, fiel Siegfried 
Lehmann offenbar nicht schwer. „Er gehörte ja zu den 
reichen Familien und hatte Zugang zu anderen Reichen, 
er bildete ein Komitee, das die Sache finanzierte“, er-
innert sich Yisroel Shiloni6 (Shiloni, S. 4). 1916 wurde 
auch der „Verein Jüdisches Volksheim“ gegründet, der 
die finanzielle Trägerschaft übernahm.

Siegfried Lehmann leitete das Volksheim nur kurze Zeit, 
1917 wurde er zum Wehrdienst an der Front eingezo-
gen. Es gibt kaum Berichte über ihn aus dieser Zeit. 
Bruno Ostrovsky (1891 – 1971) berichtet: „Er war bei 
aller Popularität in den Kreisen der jüdischen Jugend für 
uns Draußenstehende eine Persönlichkeit, die sich di-
stanziert hielt. In vielen Dingen war er ein Diktator, für 
den die Masse ein Objekt erzieherischer Aufgabe war.“ 
(Richarz 1982, S. 197) Andere Zeitzeugen berichten von 
ihm als einer eindrucksvollen Persönlichkeit, die viele 
Menschen in ihren Bann schlug. So auch Hanni Ullmann 
vom Kinderheim „Ahawa“: „Siegfried Lehmann habe ich 
gut gekannt. Denn als er die Kinder von Kowno nach 
Palästina überführen wollte, war er für 4 Wochen mit 

4 Siegfried Lehmann (1892 – 1958) gehörte zu den gro-
ßen Sozialpädagogen des 20. Jahrhunderts; allerdings 
ist er, wie viele bedeutende jüdische Sozialpädagogen 
und Sozialpädagoginnen, fast vergessen. Er studierte 
Medizin und gründete 1916 das Jüdische Volksheim 
Berlin, 1919 legte er die ärztliche Staatsprüfung ab und 
promovierte 1920. 1921 – 1926 war er Leiter des Jü-
dischen Kinderheims in Kowno/Litauen. 1926 übersie-
delte er mit einer Gruppe von Kindern und Jugendlichen 
nach Israel und baute dort das Kinder- und Jugenddorf 
Ben Shemen auf.

5 Gustav Landauer (1870 – 1919) war Schriftsteller, 
Literaturkritiker und Sozialphilosoph und gehörte zu 
den einflussreichsten Menschen des beginnenden 20. 
Jahrhunderts. Er forderte die Errichtung eines selbst-
verwalteten freiheitlichen Gemeinwesens jenseits der 
herkömmlichen Staatsform und eines „Polizeisozialis-
mus“. Diesem Gedanken verpflichtet, schloss er sich als 
Volksbeauftragter für Kultur der Münchner Räterepublik 
an und wurde bei deren Niederschlagung von Freikorps-
soldaten ermordet.
6 Israel (Ysroel) Shiloni (1901 – 1996) als Hans Herbert 
Hammerstein in Berlin geboren, studierte Philosophie 
und Geschichte, wurde Pädagoge und wirkte in Kowno, 
Stettin und Bonn. Über England und Australien kam er 
1942 nach Palästina, wurde Erzieher in Ben Shemen, 
zog dann nach Naharia, wo er 1968 begann, Dokumente 
der Geschichte des Judentums in Deutschland zu sam-
meln. Er arbeitete mit Lehmann im Kinderheim Kowno 
zusammen und traf ihn in Ben Shemen wieder.

baum Abhilfe zu schaffen. Bis 1936 wurden noch Kinder 
betreut, dann wurde das Jüdische Volksheim in Altona 
aufgegeben. Der Kinderhort wurde in die Grünstraße ver-
legt. Im Oktober 1936 erhielt Gertrud Rosenbaum die 
Kündigung. 1939 wurde sie nach Lodz deportiert und 
im März 1942 im Vernichtungslager Chelmo mit Giftgas 
erstickt.

Aufschluss über die letzten Jahre des Volksheims gibt 
ein Protokoll der Generalversammlung des Jüdischen 
Volksheims Hamburg-Altona e.V. vom 1.9.1938, die 
nur eine halbe Stunde dauerte. Darin teilte die stellver-
tretende Vorsitzende Tilly Zuntz mit, dass „der Betrieb 
des Volksheims als Kinderhort nicht mehr weitergeführt 
wird“ und sie selbst infolge Auswanderung gezwungen 
sei, ihr Amt niederzulegen.

Im Dezember 1942 kauften Dr. Max Plaut und Dr. Leo 
Lippmann, die zusätzlich den Namen „Israel“ führen 
mussten, um deutlich zu machen, dass sie Juden seien, 
im Auftrag der Reichsvereinigung der Juden in Deutsch-
land das Grundstück, wozu sie vom Reichssicherheits-
dienst gezwungen worden waren. Der Kaufpreis wurde 
später von den Nationalsozialisten eingezogen.

Heute gibt es auf dem Gelände des Volksheimes wieder 
ein Kinderhaus, getragen von dem Verein Sternipark e.V.

Das Jüdische Volksheim im Berliner Scheunenviertel
Wesentlich näher an das Londoner Vorbild kam das Jüdi-
sche Volksheim in Berlin1. Es war nach meinem Kennt-
nisstand das einzige seiner Art, in dem junge Männer 
wohnten und lebten wie in einem Settlement. Der zio-
nistische Architekt Bernhard (Dov) Kuczynski und der 
Buchhändler und Mitglied des Herzl-Clubs Leo Blumstein 
zogen ins Volksheim (vgl. Haustein/Waller 2009, S. 5). 
Siegfried Lehmann2, der Gründer des Volksheimes, be-
zog sich in verschiedenen Artikeln auf die Settlement-
Bewegung und ihre Bedeutung für das jüdische Volk:
„Die Settlement-Bewegung ging in den achtziger Jahren 
von Oxforder Studenten aus, die als erste den Versuch 
machten, in dem Londoner Proletarier-Viertel eine Nie-
derlassung zum Zwecke sozialer Arbeit zu gründen. Söh-
ne aus den vornehmsten englischen Familien vertausch-
ten ihr behagliches Bürgerleben mit dem schweren, 
aufopferungsreichen Wohnen unter der armen Bevöl-
kerung, um dort in wirtschaftlicher und geistiger Bezie-
hung zu helfen. Der Gedanke, der bei uns Juden einst im 
Vordergrunde unseres Gemeinschaftslebens stand, der 
Gedanke, dass ein Volksgenosse für den anderen unbe-
dingt verantwortlich sei (…), führte in der Settlement-
Bewegung zu Taten der Liebe und Hingabe an das Volk 
(…) für kein Volk scheint die Settlement-Bewegung von 
größerer Bedeutung werden zu können als für das jüdi-
sche.“ (Lehmann 1919)

Vorläufer (und auch Vorbild) für das Jüdische Volksheim 
war das Siedlungsheim Charlottenburg. Es war von Ernst 
Joel3 1914 gegründet worden, der dem sozialpolitischen 
Flügel der „Freien Studentenschaft“ (akademischer Teil 
der Jugendbewegung) angehörte. Er hatte die Ideen der 
Settlement-Bewegung und ihre deutsche Umsetzung 
schon in seiner studentischen Arbeit kennen gelernt. 
Über die Tätigkeit des Siedlungsheimes Charlottenburg, 
das in der Sophie-Charlotte-Straße 80 war, konnte nur 
wenig ermittelt werden. 

Unter Einfluss dieses Siedlerheims und unter Hinweis 
auf die Settlementidee gründeten junge Juden – Studen-
ten und Frauen – unter Führung des Medizinstudenten 
Siegfried Lehmann4 1916 das Jüdische Volksheim in der 
Dragonerstraße 22 (heute Max-Beer-Straße) im Berliner 
Scheunenviertel, wo vor allem ostjüdische Flüchtlinge aus 
Polen, Galizien und Russland Zuflucht gefunden hatten. 

Ins Scheunenviertel wollte auch Friedrich Siegmund-
Schultze mit seinen studentischen Freunden gehen und 
die Settlementideen verwirklichen, aber „es scheiterte 
damals der erste Plan, sich an einer Straßenecke des 
Scheunenviertels in einem aufgekauften Varieté festzu-
setzen und dann von dieser Zentralstätte aus mit an-
deren die Arbeit aufzunehmen, an der Beschaffung der 
Mittel. Andere Pläne, wie die Unterbringung der Mitar-
beiter in einem nahe gelegenen Gesellenheim, stießen 
auf andere Schwierigkeiten. Auch zeigte sich, dass viel 
umfassendere Vorstudien und Vorarbeiten nötig waren, 
um die Arbeit in der gedachten Weise aufzunehmen. Das 
Scheunenviertel selbst wurde damals abgerissen – und 
verstreute seine dunklen Elemente wie eine Missions-

1 Ausführlich dazu u.a. Schäfer 2003; Oelschlägel 2005; 
Haustein/Waller 2009.
2 Vgl. Oelschlägel 2006.
3 Ernst Joel (1893 – 1929) war ein bedeutender deut-
scher Pazifist. Er war Mediziner und wurde bekannt mit 
seinen Studien über die Pharmakologie von Kokain und 
Morphium. 1926 gründete er die Fürsorgestelle für Al-
koholkranke und andere Giftsüchtige im Berliner Bezirk 
Tiergarten, deren Leiter er auch wurde. Er wechselte 
dann in den Bezirk Kreuzberg und wurde bis zu seinem 
frühen Tod der erste Leiter des Gesundheitshauses am 
Urban. Ernst Joel war aktiv in der akademischen Jugend-
bewegung und gründete 1915 die Zeitschrift „Der Auf-
bruch“.

NBH Wannseebahn e.V. am 14.09.2013 
Feier 5 Jahre MoWo - aufsuchende, partizipative 
Jugendarbeit und Einweihung der mit Jugendlichen 
gebauten Parcoursanlage
Foto: Ela Papez
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Am 12.11.2013 bei einem Erzählcafe mit dem Titel 
"Ein-Blicke in selbstbestimmtes Leben mit 
Behinderung" mit Silja Korn, Erzieherin und Künstle-
rin, Schirmherrin für Insider Art e.V. und Mitgründerin 
der Gruppe "Mütter mit Behinderung" im Netzwerk für 
behinderte Frauen, Khalid Rahmouni, Rollstuhlbasket-
baller beim RSC Berlin, Trainer bei Handicap Berlin e.V.
Lautaro Valdes, politischer Liedermacher, Vereins-
vorsitzender von El Cultrun e.V., Mohammed Nasser, 
Vater einer behinderten Tochter, Gründer des Vereins 
Huda e.V. – Hürden überwinden durch Austausch - 
Nachbarschaftshaus Urbanstraße.
Foto: Bahar Sanli 
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wurde in den Vereinswerkstätten mit dem Unterricht in 
Tischlerei, Buchbinderei und Metallarbeiten begonnen, in 
einer Gartenbaugruppe wird die Landarbeit gepflegt. Der 
Handwerksunterricht hat bereits erfreuliche Ergebnisse 
gezeitigt: diejenigen Knaben, welche die Schule und da-
mit auch die Jugendwerkstätten des Heims verließen, ha-
ben entsprechende Lehrstellen im Handwerk gefunden. 
Nach ähnlichen Grundsätzen wird in den Mädchengrup-
pen gearbeitet. Die älteren Schwestern der Heimkinder 
haben sich unter der Leitung von Helferinnen zu Mäd-
chenklubs zusammengeschlossen und kommen fast 
täglich ins Heim. Es sind Lehrmädchen, Verkäuferinnen, 
Näherinnen und Kontoristinnen, die hier Erholung und An-
regung suchen. Für die körperliche Entwicklung der Zög-
linge sorgen Sport- und Schwimmnachmittage, gemein-
sames Turnen; ein Ferienheim ermöglicht den Aufenthalt 
der Kinder in gesunder Luft. Ein Jugendlesezimmer und 
eine sorgfältig ausgewählte Bibliothek für die erwach-
senen Besucher sind selbstverständlich vorhanden. Be-
rührung mit der älteren Generation bieten gelegentliche 
Hausbesuche bei den Kindern, ferner die Mütterabende, 
die Unterhaltungsabende, bei denen sich die Eltern und 
die Nachbarn, Arbeiter, Lehrlinge, Helfer und Freunde im 
Volksheim zwanglos zusammenfinden. Über die ersten 
sechs Monate Heimarbeit unterrichtet ein vor kurzem 
erschienener Anstaltsbericht. Er darf als wichtiges Doku-
ment jüdischer sozialer Arbeit im Weltkrieg angesprochen 
werden.“ (Der Gemeindebote 27.7.1917) 

Der in dem Artikel angesprochene Bericht weist auch auf  
„ärztliche und Rechtsauskunftstellen des Heims“ (Das Jü-
dische Volksheim 1916) hin, die immer mehr in Anspruch 
genommen wurden.

In diesem Arbeitsbericht sind Parallelen zur Arbeit der 
SAG Berlin-Ost nicht zu übersehen. Worin das Jüdische 
Volksheim in Zielsetzung und Praxis jedoch über die SAG 
(und viele Settlements) hinausging, war der Bezug zu 
Wirtschaft und Produktion. Wenngleich die Gründung von 
Produktionsgenossenschaften eine unerreichte Perspek-
tive war, so spielte doch handwerkliche Erziehung und 
Ausbildung im Volksheim eine wesentliche Rolle. 
„Das Volksheim sieht eine seiner wesentlichsten Auf-
gaben darin, die jüngere Generation jener Schichten zu 
beeinflussen, dass sie sich wieder mehr den Bereichen 
des Handwerks und der Landwirtschaft zuwende, ist 
doch eine der unerfreulichsten Erscheinungen der Groß-
stadt die Laufbahn des jüdischen Jünglings, der als Lehr-
ling hinter dem Ladentisch beginnt und als entjudeter 
Bourgeois in Berlin W endet. Die Möglichkeiten, in diese 
üble, im schlechtesten Sinne assimilierte Bourgeoisie 

aufzusteigen, sind in den Bereichen als Handwerker 
und Landwirt nicht in dem Maße gegeben. Aber auch 
aus nationalen Gründen scheint uns die Erziehung zum 
Handwerk wichtig. Die Beschäftigung in der Werkstatt, 
besonders in der Metallwerkstatt, die unter der Leitung 
von Joseph Budko sehr schöne kunstgewerbliche Ge-
genstände herstellt, macht den Knaben, die sich für die-
se Arbeit als geeignet erwiesen haben, so viel Freude, 
dass sie Zweifel bei ihrer Berufswahl beim Abgang von 
der Schule kaum noch haben. Geeignete Stellen sucht 
das Heim ihnen zu vermitteln.“ (Lehmann 1917/9/76), 
schrieb Siegfried Lehmann dazu.

Eine ebenso große Bedeutung nahm im Volksheim die 
Musik ein, währenddessen der Bericht das Desinteres-
se der jüdischen Nachbarn an bildender Kunst beklagt. 
Musik heißt hier Unterricht in Geigen- und Gitarrenspiel, 
Chöre und die Gründung eines Heimorchesters.

Wichtig waren auch die Ferienkolonien des Volksheimes 
an der Ostsee und in Thüringen. 1921 bat der „Verein 
jüdisches Volksheim“ um Spenden für diese Ferienauf-
enthalte und schrieb: 
„150 Kinder, die blass und unterernährt hinausfuhren 
an die See, konnten wir neu gestärkt, mit blitzenden 
Augen und frischer Lebenslust wieder ihren Eltern über-
geben. Aber ein einmaliger Aufenthalt kann die schwa-
che Gesundheit dieser Kinder nicht genügend festigen, 
überdies gibt es viele, denen wir wegen Mangel an Geld-
mitteln nicht helfen konnten.“ (Jüdische Rundschau 
1921/37/200).

Schon nach 1917 verlagerte sich der Schwerpunkt der 
Arbeit des Volksheimes hin zur Jugendarbeit und zur 
zionistisch orientierten Jugenderziehung. Neue Mitar-
beiter kamen hinzu, die zum Teil selbst als Kinder im 
Volksheim gewesen sind. Sie bestimmten auch die Ziele 

9 Vgl. Lindner 1977; Oelschlägel 1985.
10 Über die Arbeit des Volksheimes erfährt man auch eini-
ges durch die Interviews mit ehemaligen Mitarbeiterinnen, 
die Sieglind Ellger-Rüttgardt aufgezeichnet hat (Ellger-Rütt-
gardt 1996), durch die autobiografischen Aufzeichnungen 
Gershom Scholems (Scholem 1997, S. 84 ff.) und die 
Briefe Franz Kafkas an Felice Bauer (Kafka 1990, S. 668 
ff.). Siehe auch Oelschlägel 2005. Dieser Artikel fügt vor-
nehmlich neue Forschungsergebnisse hinzu. 

den Kindern auf dem Boden der Ahawa einquartiert. (…) 
Äußerlich war er klein, eigentlich unansehnlich. Er war 
ein Ästhet, wie man ihn selten findet, von erlesenem 
Geschmack.“ (Elllger-Rüttgard 1996, S. 274)

Sein Nachfolger war – ebenfalls nur für kurze Zeit – Erich 
Gutkind. Erich Gutkind (1877 – 1965) war der Sohn ei-
nes der reichsten Juden Berlins und lebte als Schrift-
steller. Er war Mitglied des „Forte-Kreises“7, einer losen 
Vereinigung von Intellektuellen verschiedener Nationen, 
die versuchen wollten, einen Lebensbund aufzubauen 
und mit den Mitteln des Geistes die politischen Span-
nungen der Zeit aufzuheben. Auch Gustav Landauer ge-
hörte zeitweilig diesem Bund an. Als Erich Gutkind seine 
spirituellen Ideen auch im Volksheim umsetzen wollte, 
verweigerten ihm die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
die Gefolgschaft (vgl. Gershom Scholem 1997, S. 89). 
Danach übernahm Gertrude Welkanoz die Leitung des 
Jüdischen Volksheimes. Sie gehörte von Anfang an 
zu den ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen Lehmanns. 
Gershom Scholem nannte sie die „unbestrittene Zen-
tralfigur“ im Volksheim und beschrieb sie als „eine 
schon etwas ältere (Scholem war damals 19 Jahre alt! 
Oe.), auf die dreißig zugehende, höchst eindrucksvolle 
Person, (...) ein Mädchen von einer völlig natürlichen 
Würde und Autorität, die einzigartig war. Sie schien mir 
die einzige ausgebildete Sozialarbeiterin, doch darin irr-
te ich mich, denn von Beruf war sie Angestellte bei einer 
großen Bank, und tatsächlich gab es unter den Freiwilli-
gen keine einzige professionelle Mitarbeiterin8. Ihre gro-
ßen Kenntnisse waren aber nichts, gemessen an dem 
ungeheueren Einfluss, ja Zauber, den sie menschlich 
auf all diese Mädchen ausübte.“ (Scholem 1997, S. 85) 
Sie war 1918 auch Delegierte des XV. Delegiertentages 
der Zionistischen Vereinigung in Deutschland in Berlin. 
Später heiratete Gertrude Welkanoz den jüdischen Ar-
chivar Dr. Ernst Weil und zog mit ihm nach München. Als 
Gertrude Weil schrieb sie nach dem Ende ihrer Tätigkeit 
einen engagierten Bericht über die Arbeit des Volkshei-
mes (Weil 1930).

In der Arbeit des Jüdischen Volksheimes gibt es man-
che Ähnlichkeiten zur „Sozialen Arbeitsgemeinschaft 
Berlin-Ost“ von Friedrich Siegmund-Schultze, dem ande-

ren, christlich-sozialen Settlement in Berlin. So sammel-
ten die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Jüdischen 
Volksheimes die ostjüdischen Kinder vor der Volksküche 
im Scheunenviertel, wo sie täglich ihr Mittagessen beka-
men, und spielten und sangen mit ihnen. Nach und nach 
fassten die anfangs zögerlichen Kinder Zutrauen. „Mehr 
und mehr traten in unseren Kreis, bis sich alle um uns 
gesammelt hatten. Wohl sechzig Knaben damals. Zum 
Spiel, Singen und Turnen.“ (Weil, zit. nach Scheer 1997, 
S. 147). Das erinnert sehr an die streetwork-Aktivitäten 
der SAG-ler, die zur bekannten Kaffeeklappe führten9.

Die Arbeit des Jüdischen Volksheimes10 wird sehr schön 
in einem Artikel im „Gemeindeboten“ beschrieben, der 
Beilage der Allgemeinen Zeitung des Judentums vom 
27.7.1917:
„Das Jüdische Volksheim zu Berlin, das in der Begrün-
dungssitzung des Wohlfahrtsamtes der deutschen Juden 
als verheißungsvolle Neubildung auf dem Gebiete sozialer 
Fürsorge bezeichnet wurde, kann auf eine einjährige er-
folgreiche Tätigkeit zurückblicken. Die junge Anstalt stellt 
den Versuch dar, ein in England und Amerika, besonders 
im New Yorker Ghetto, seit langem erprobtes System der 
Volkserziehung auf die jüdischen Verhältnisse der deut-
schen Großstadt zu übertragen. In Anlehnung an die-
ses sogenannte Settlementsystem pflegt das Jüdische 
Volksheim neben anderen sozialen Arbeiten besonders 
die Fürsorge für die Jugendlichen, um im entscheiden-
den Alter durch Beratung und Hilfe einen maßgebenden 
Einfluss auf die Berufswahl seiner Zöglinge zu gewinnen. 
Das Volksheim sieht eine seiner wesentlichen Aufgaben 
darin, die jüngere Generation zu beeinflussen, dass sie 
sich wieder mehr dem Handwerk und der Landwirtschaft 
zuwendet. Diese Erziehungsarbeit wird im frühesten Alter 
begonnen. Mit drei Jahren wird das Kind in die Spielstun-
de aufgenommen; der Kindergarten umfasst die Kinder 
von 6 bis 10 Jahren, die mit Vorlesen und Singen, be-
sonders aber mit der Anfertigung von Papierarbeiten als 
Vorbereitung für die handwerkliche Bildung in den Kame-
radschaften der älteren Kinder beschäftigt werden. Die 
Knaben und Mädchen von 11 bis 14 Jahren sind in Ju-
gendkameradschaften vereinigt, denen zur Stärkung des 
Verantwortlichkeitsgefühls und der Selbständigkeit nach 
modernem Gesichtspunkte eine gewisse Selbstverwal-
tung eingeräumt ist. Die älteren Knaben und Mädchen 
wählen sich ihre Präsidenten, Schriftführer und Kassie-
rer. Die Leitung der Kameradschaften liegt in Händen der 
Helfer des Heims. Im ersten Halbjahr der Volksheimarbeit 

7 Genannt nach dem italienischen Ort Forte di Marmi, 
wo man sich traf.
8 Diese Aussage muss überprüft werden, gerade dazu 
gibt es widersprüchliche Hinweise in der Literatur. Impression vom Kiezspaziergang zum Atelier des 

Bildhauers Michael Jastram im Kiez im November 2013
Foto: Barbara Stachira

Wir hatten Herrn Jastram als Gast zu einem Erzählcafé 
im Herbst 2013. Er hatte zu einem Besuch in seinem 
Atelier eingeladen. Wir sind in einer Gruppe von 
10 Personen im November der Einladung im Rahmen 
eines Kiezrundganges gefolgt.  
Ein inspirierender Besuch!



Hausfest 
im Nachbarschaftshaus Wiesbaden,
Foto: Reiner Unholz





SprengelHaus
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In all diesen Diskursen jüdischer Intellektueller im 
Volksheim wurde bei zahlreichen jungen Juden „der zi-
onistische Bewusstwerdungsprozess katalysatorhaft 
beschleunigt“ (Konrad 1999, S. 280). Viele von ihnen 
verstanden sich als „Chaluzim“ und das Volksheim als 
einen Ort der Chaluz-Bewegung14. Ab 1922 gab es dort 
eine „Chaluzimgruppe Berlin“. „Sie soll alle jungen 
Leute umfassen, die als Handwerker nach Erez-Israel 
übersiedeln und dort als Chaluzim, d.h. Pioniere beim 
Aufbau des Landes arbeiten wollen. Das Ziel der Gruppe 
ist geistige, praktische und physische Vorbereitungsar-
beit für das Leben in Palästina“ (Jüdische Rundschau 
1922/58/359). Für die Chaluzim bot der Hechaluz im 
Jüdischen Volksheim kostenlose Hebräischkurse an. 
Das Volksheim entwickelte sich zu einer Anlaufstelle 
aller in Berlin lebenden und auch der durchreisenden 
Chaluzim. Anne-Christin Saß berichtet: „Neben Sprach-
kursen wurden hebräische Kinderspielnachmittage, 
Vorträge und Seminare angeboten und eine hebräische 
Lesehalle eingerichtet. Darüber hinaus wurden jeden 
Donnerstag Vortragsabende veranstaltet, an denen 
auch durch Chaluzim eingeführte Gäste teilnehmen 
konnten. Diese Abende dienten nicht allein der Werbung 
neuer Mitglieder, sondern boten vor allem die Möglich-
keit, die aktuellsten Informationen über die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen in Palästina zu bekommen.“ (Saß 
2012, S. 283)

In der letzten Phase des Volksheimes spielte der Jung 
Jüdische Wanderbund (JJW) dort eine wesentliche Rolle. 
Der 1920 nach bündischen Prinzipien gegründete JJW 
vertrat das Prinzip der Selbstarbeit (ohne Ausbeuter und 
Ausgebeutete), die Ausrichtung auf eine kollektive Le-
bensweise und – im Blick auf die Auswanderung nach 
Palästina – die Ergreifung „produktiver“ Berufe (Land-
wirtschaft, Handwerk, Lehrberufe). Innerhalb des JJW 
gab es den Brit-Haolim-Flügel, der als praktisches Ziel 
die Erziehung zum Kibbuz hatte. So waren auch viele 
Kibbuzim in Palästina Kinder und Jugendliche aus dem 

Volksheim. Chaim Seligmann nennt eine Reihe Namen 
aus dem Kibbuz Givat-Brenner, die im Volksheim ihre 
Erziehung genossen hatten, und berichtet von einem 
Treffen deutscher „Volksheimler“ 1966 in Tel Aviv aus 
Anlass des 50. Jahrestages der Gründung des Volkshei-
mes (Seligmann 1988).

Das Ende des jüdischen Volksheimes liegt noch im Dun-
keln. Es wird von fast allen Autoren auf das Jahr 1929 
datiert. Nur eine Zeitzeugin, Elsa Sternberg, sagte in ei-
nem Interview: „Das Volksheim existierte noch, als wir 
1933 Deutschland verließen.“ (Ellger-Rüttgardt 1996, S. 
277) Im Berliner Adressbuch ist es in der Dragonerstra-
ße 22 bis 1930 zu finden.

Die Bedeutung des Jüdischen Volksheimes ist noch 
schwierig einzuschätzen. Hinsichtlich der unmittelba-
ren Settlementarbeit im Scheunenviertel hatte Siegfried 
Lehmann selbst eine skeptische Einschätzung:
„Ohne Zweifel hatte das Volksheim im Laufe der Jahre 
gute Volksarbeit geleistet. Aber das große Erlebnis, im 
engen Zusammenleben mit dem Volke wieder das Volk 
als Kraftquelle für das eigene Leben zu empfinden, blieb 
aus; musste ausbleiben, weil die Teile des jüdischen Vol-
kes, die ihre Heimat verlassen und sich in den europä-
ischen Städten eine neue Existenz suchen, eben nicht 
mehr Volk sind. Es sind abgestorbene Teilchen, die ihre 
Nahrung nicht mehr vom Volkskörper empfangen und da-
her nicht geeignet sind, das große Erlebnis ‚Volk’ den 
Suchenden zu vermitteln.“ (Lehmann 1926, S. 23)

Andererseits sind vom Volksheim wesentliche Impulse 
ausgegangen, und zwar sowohl für die jüdische Sozialar-
beit in Deutschland und Palästina als auch für den inner-
jüdischen Dialog. Zwei Zeitzeugen sollen dafür stehen:
„Die Versuche, den Rahmen des Volksheimes weiter zu 
spannen, aus dem Volksheim ein Volkshaus zu machen 
- in der Idee auch in späteren Jahren ständig propagiert 
– sind nicht geglückt. Wesentliches aber blieb: jene Ver-

neu. „Die jüdische Jugendfürsorge sollte aufgrund ih-
rer Dringlichkeit intensiviert werden, und auch das Ziel, 
‚den Gemeinschaftsgeist zu erwecken und zu pflegen, 
das Gefühl der Verantwortlichkeit der Gruppe gegenüber 
dem Heim und darüber hinaus der jüdischen Gesamtheit 
gegenüber,‘ wurde deutlich betont“, wie Haustein/Wal-
ler aus den Briefen von Mitarbeitern zitieren (Haustein/
Waller 2009, S. 11). So wirkte das Volksheim auch in 
dem im März 1917 gegründeten „Ausschuss für Natio-
naljüdische Jugendarbeit“ mit, zusammen mit anderen 
zionistischen Jugendorganisationen wie KJV (Kartell Jü-
discher Verbindungen), Herzl-Bund oder Jung-Juda. Auf 
Initiative des Volksheimes fand vom 6.-8. Oktober 1918 
der Nationaljüdische Jugendtag in Berlin statt.
„Der Nationaljüdische Jugendtag wird, wie jetzt endgültig 
feststeht, in der Zeit vom 6.-8. Oktober stattfinden. Das 
Jüdische Volksheim veranstaltet am Vorabend, also am 
Sonnabend, den 5. Oktober, einen öffentlichen Vortrag 
des Herrn Dr. Martin Buber, der über ‚Das Judentum und 
die wahre Gemeinschaft‘ sprechen wird. Am Sonntag, 
den 6. Oktober, vormittags findet eine große öffentli-
che Versammlung statt, am Nachmittag ein von der jü-
dischen Turnerschaft vorbereitetes Turn- und Sportfest. 
Der Montag- und der Dienstagvormittag sind der Aus-
sprache über die großen Probleme des Judentums und 
der Jugend gewidmet. In Aussicht genommen sind Refe-
rate über Fragen der Erziehung, Berufswahl, über Jugend 
und Religion, Jugend und die hebräische Sprache und 
schließlich, vor einem internen Kreise, über Organisati-
onsfragen. Der Nationaljüdische Jugendtag schließt mit 
einem Fest im Freien, das die Jugend und ihre Gäste 
bei Sang und Spiel vereinigen wird.“ (Der Gemeindebote 
vom 13.9.1918, S. 1)

Der Settlementgedanke, Brücken zu bauen und Begeg-
nungen zu schaffen, spielte auch eine große Rolle in der 
Arbeit des Jüdischen Volksheimes in der Dragonerstra-
ße: Brücken zwischen Reich und Arm, zwischen Gebil-
deten und Ungebildeten, zwischen Westjuden und Ostju-

den, zwischen Zionisten und Nichtzionisten und letztlich 
auch – über das Bestehen des Volksheimes hinaus 
– zwischen Deutschland und Palästina. Dies geschah 
vor allem über Vortragsabende und Gesprächskreise 
und dadurch, dass das Volksheim anderen jüdischen 
Organisationen – so Hapoel Hazair, Hechaluz11 und 
Misrachi12 - Raum zur Verfügung stellte. So auch dem 
ostjüdischen Arbeiterkulturverein „Perez“, der seine Ver-
anstaltungen im Volksheim durchführte. Eine Lehrerin 
erteilte Deutschunterricht, es gab auch einen Chor und 
eine Theatergruppe. Wegen der Zugehörigkeit eines Vor-
standsmitglieds zur USPD und polizeilicher Befürchtung 
der Verbreitung bolschewistischer Ideen wurde „Perez“ 
in Berlin Mitte 1920 aufgelöst. Viele namhafte jüdische 
Intellektuelle der Weimarer Republik waren in alle die-
se Aktivitäten eingebunden, neben Martin Buber und 
Gustav Landauer z.B. Siegfried Bernfeld, Joseph Budko, 
Siddy Wronsky u.a. Zusammen mit Friedrich Ollendorf13 

gründete und leitete Siddy Wronsky einen Arbeitskreis 
jüdischer Sozialarbeiter, die „Jüdisch-soziale Arbeitsge-
meinschaft“ (Jüdische Rundschau 1920/48/387), der 
im Volksheim tagte und der für die jüdische Sozialarbeit 
in Deutschland und Palästina wesentliche Impulse gab.

Über Siddy Wronsky gab es auch eine Brücke zur Sozi-
alen Arbeitsgemeinschaft Berlin-Ost, sie war dort 1919 
als Dozentin an der Jugendpflegeschule der SAG tätig 
und lehrte über „Die wichtigsten in der freien Wohl-
fahrtspflege tätigen Verbände“. Dies ist bisher der ein-
zige Kontakt zwischen der SAG Berlin-Ost und dem Jüdi-
schen Volksheim, den ich finden konnte, obwohl Sieglind 
Ellger-Rüttgardt behauptet: „Es liegt auf der Hand, dass 
es Verbindungen zwischen dem ebenfalls im Osten Ber-
lins (Dragonerstraße) gegründeten jüdischen Volksheim 
und der Arbeit Siegmund-Schultzes gegeben hat.“ (Ell-
ger-Rüttgardt 1996, S. 260) Leider liefert ihr Beitrag 
zum Jüdischen Volksheim dafür keine Belege. Ich habe 
auch bei der Durchsicht von 13 Ordnern Korrespondenz 
Siegmund-Schultzes keinen Hinweis auf das Jüdische 
Volksheim gefunden.

11 Hechaluz (= der Pionier) war der zionistische Welt-
verband, der das Ziel hatte, die jüdische Einwanderung 
nach Palästina und deren Vorbereitung (Hachschara) zu 
organisieren. Er wurde 1917 gegründet, 1922 entstand 
ein deutscher Landesverband. 
12 Misrachi, eine zionistisch-othodoxe Organisation, die 
1902 in Wilna (Vilnius) gegründet wurde.
13 Friedrich Ollendorf (1889 – 1951) war Direktor des 
Jugendamtes Berlin-Neukölln und wurde 1924 Leiter der 
Zentralwohlfahrtsstelle der deutschen Juden. 1934 emi-
grierte er nach Palästina und übernahm verantwortungs-
volle Ämter in der Wohlfahrtsverwaltung.
14 Chaluz = Pionier, der das Idealbild des jüdischen Pi-
oniertums durch Zugehörigkeit zu einem Kibbuz zu ver-
wirklichen suchte. Dieses Chaluziat war ein nationales 
und soziales Ideal, das einen Verzicht auf Verbesserung 
des eigenen materiellen Lebensstandards zugunsten 
harter körperlicher Arbeit im Dienste der Gemeinschaft 
bedeutete.

 Das Foto stammt von unserer 30-Jahrfeier und 
zeigt die Umbenennung des Hauses in 
Bürgerzentrum Neukölln. 
Foto: Detlef Friedenberger



Auf dem Bild sind von links nach rechts zu sehen: Herr 
Eckhard Steinhäuser (Stiftung Hilfswerk Berlin), der maß-
geblich an der Planung und Entstehung des Haus des 
älteren Bürgers beteiligt war. Herr Oswald Menninger 
(Geschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverban-
des) als Vertreter des Hauptgesellschafters. Der Pari-
tätische hatte das Haus des älteren Bürgers gGmbH 
im Rahmen des Insolvenzverfahrens als Hauptgesell-
schafter mit 95 % - Anteil (5 % Anteil hält die Jüdische 
Gemeinde) übernommen und 1999 mit neuem Konzept 
wiedereröffnet. Seitdem ist der Paritätische maßgeblich 
an der konzeptionellen, inhaltlichen, fachlichen Arbeit 
des Hauses beteiligt. Frau Dr. Gabriele Schlimper (Lei-
terin Geschäftsstelle Bezirke des Paritätischen) ist seit 
April diesen Jahres Geschäftsführerin des Hauses. 
Zur 30- Jahrfeier im November 2013 wurde das Haus  in 
Bürgerzentrum Neukölln umbenannt. Das Bürgerzentrum 
Neukölln versteht sich als  Gesundheitlich-Soziales Stadt-
teilzentrum und möchte sich für Menschen aller Altersgrup-
pen öffnen. Unter seinem Dach gibt es vielfältige soziale 
Angebote, die sich alle auf der Homepage www.buergerzen-
trum-neukoelln.org ausführlich vorstellen.



Sommerfest 
des „Kiek in“ 
am 04.08.2013, 
Berlin-Marzahn
Foto: 
Birke Stahl




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bindung von Ost und West, wie sie in Berlin in keinem 
anderen ähnlich gearteten Kreis in gleicher Weise be-
stand – eine Jugendarbeit, die vom Kindergarten über 
den Kinderhort bis zu Gruppen von Achtzehn- bis Zwan-
zigjährigen reichte, ein Jugendleben, das in den Räumen 
des Heims seinen Mittelpunkt fand, des Heims, von dem 
eine besondere, schwer zu umschreibende Atmosphäre 
ausging, die von eigentümlich bindender Kraft war. Es 
blieb auch die Idee der ‚Siedlung‘. Fast zehn Jahre hin-
durch wohnten in den Räumen des Heims Menschen, 
die im Mittelpunkt des Volksheimkreises standen, die 
mit seiner Arbeit und seinen Menschen aufs engste ver-
bunden waren.“ (Lichtenstein 1930, S. 285)

„Das jüdische Volksheim in Berlin war fast die einzige 
Stätte jüdischen Lebens in Deutschland, an deren Ge-
staltung junge jüdische Mädchen und Frauen einen be-
stimmenden Einfluss gehabt haben. Hier ist es – ganz 
anders als in den ausschließlich männlich geführten und 
bestimmten Jugendbünden – gelungen, dass das Wollen 
von jungen Frauen und jungen Männern sich zu einem 
einzigartigen Werke verband. Ich glaube, dass auch da-
durch dieser Menschenkreis zu einem ‚Heim‘ werden 
konnte.“ (Lubinski 1930, S. 133) 

Vom Volksheim gingen auch Bestrebungen aus, die Idee 
des Settlements weiterzutragen. Siegfried Lehmann 
schrieb 1919: „Das erste jüdische Settlement entstand 
im Mai 1916 in Berlin, bald darauf folgte Leipzig. In 
Hamburg, Breslau, Frankfurt, Köln ist man heute mit 
Vorbereitungsarbeiten für ein Settlement beschäftigt. In 
Warschau und in Sarajewo ist von Helfern des Berliner 
Volksheimes mit Volksheimarbeit begonnen worden.“ 
(Lehmann 1919, S. 65)

Das Hamburger Volksheim ist offensichtlich durch Sieg-
fried Lehmann wenn nicht mitgegründet, so doch beein-
flusst worden. Eva Michaelis-Stern erzählte in einem In-
terview, dass sie von Siegfried Lehmann für die Arbeit 
des Altonaer Volksheimes gewonnen wurde: „Siegfried 
Lehmann erschien bei mir in Hamburg und sagte mir, er 
habe gehört, dass ich Gymnastiklehrerin und Zionistin 
sei und dass er mich engagieren wolle (…), die Initiative 
zur Gründung des Altonaer Volksheims kam vom zionis-
tischen Jugendbund.“ (Ellger-Rüttgardt 1996, S. 274 f.)
Von Leipzig gibt es nur eine Spur. Einem Buchstempel im 
Angebot eines antiquarischen Buches (www.buchladen9.
de 15.05.2005) ist zu entnehmen, dass es auch in Leip-
zig ein Jüdisches Volksheim gegeben haben muss, es 
sind aber bisher dafür keine weiteren Belege zu finden 
gewesen.

Und „Die Welt“ meldet die Eröffnung eines Jüdischen 
Volksheimes in Breslau am 18. Oktober 1908 „bei gro-
ßer Beteiligung aus allen Kreisen der jüdischen Bevölke-
rung“ (Die Welt 1908/13/11).

Zu Frankfurt gibt es auch nur einen Hinweis. In der Neuen 
Jüdischen Presse vom 1.8.1919 steht eine Anzeige, die 
die Gründung eines Jüdischen Volksheimes ankündigt.

Die Idee des Volksheimes wurde auch von anderen jü-
dischen Organisationen aufgegriffen. So eröffnete der 
Verband der Ostjuden 1930 in der Klosterstraße in Ber-

lin-Mitte ein „Ostjüdisches Volksheim“ mit Lesehalle und 
Leihbibliothek, einer Versicherungsberatungsstelle und 
der Redaktion der Zeitung „Jüdische Welt“.  

Da ist noch viel Forschungsarbeit zu leisten.
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des Volksheimes, in: Jüdische Rundschau 1917/9/76-
77 sowie 1917/10/83-84. 

Lehmann, Siegfried: Erziehung zur sozialen Arbeit, in: 
Der jüdische Student XVI/1919/3/59 – 73.

Lehmann, Siegfried: Von der Straßenhorde zur Ge-
meinschaft (Aus dem Leben des „jüdischen Kinderhau-
ses“ in Kowno), in: Der Jude (Sonderheft „Erziehung“) 
1926/2/22 – 36.

Lichtenstein, Franz: Vom jüdischen Volksheim, in: Jü-
dische Wohlfahrtspflege und Sozialpolitik 3/1930/Juli-
August/285 – 289.

Wir alle für Schöneweide! - 
Fest der Demokratie 2013
Rabenhaus e.V  
Foto: Rabenhaus e.V.

 Kiezkulturfest 2013 
des Lichtenberger Nachbarschaftsvereins Kiezspinne FAS e.V., 
Nachbarschaftshaus ORANGERIE in Berlin-Lichtenberg 
Foto: Ina Malunat


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Nachbarschaft, Garten und Kunst 
im Nachbarschaftszentrum ufafabrik, 
Interkultureller Blohmgarten, Berlin-Lichtenrade
Foto: Heidi Simbritzki-Schwarz
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„ABBa“ will nicht die „schwarzen Schafe“ überführen, 
sondern beratend tätig sein. Warum ist es wichtig, Vi-
deos in Gebärdensprache für gehörlose Menschen auf 
den Websites zu veröffentlichen, wenn es doch gar 
nichts zu hören gibt? Warum müssen die Bilder beim In-
ternetauftritt vernünftig betitelt werden und warum reicht 
es nicht aus, ein Foto 0815.jpg zu nennen? 

Wozu soll man ertastbare Hinweisschilder anbringen, 
wenn doch sowieso kein Blinder in die Einrichtung 
kommt? Für all diese Fragen soll das Projekt ABBa sen-
sibilisieren und die Verantwortlichen in den Nachbar-
schaftshäusern unterstützen und schulen. 

Es wird eine Dokumentation von Best-practice-Beispie-
len zusammengestellt und Qualitätsstandards für die 
Zukunft werden erarbeitet. 

Informations-, Schulungs- und Fachveranstaltungen zu 
den Themen Inklusion, Barrierefreiheit, Leichte Spra-
che, Förderung von ehrenamtlichem Engagement und 
Partizipation von Menschen mit Behinderung folgen. Al-
les mit einem Ziel: Barrieren in Nachbarschaftszentren 
abbauen, Inklusion im Alltag und in der Nachbarschaft 
erleichtern!

ABBa findet in Zusammenarbeit mit verschiedenen Ak-
teuren der Behindertenarbeit und der Stadtteilarbeit auf 
der Berliner Landesebene statt.

Haben Sie Hinweise für uns? Möchten Sie uns im Pro-
jekt ABBa unterstützen? Dann nehmen Sie Kontakt zu 
uns auf: eimertenbrink@sozkult.de oder pohl@sozkult.
de oder monteiro@sozkult.de

Diese Barriere 
wurde durch 
Gedankenlosig-
keit künstlich 
geschaffen 
– durch ein 
Hinweisschild 
auf der 
Rollstuhl-Rampe.

Foto:: 
Ulrike Pohl

ABBa steht für „Analyse, Beratung, Barrieren abbau-
en“ und beinhaltet u. a. die Barrierefreiheit der Websi-
tes, die bauliche Barrierefreiheit der Einrichtungen für 
Rollstuhlfahrer/-innen, Blinde, Gehörlose und Menschen 
mit Lernschwierigkeiten - jeweils bezogen auf die Berli-
ner Nachbarschaftshäuser.

Der Verband für sozial-kulturelle Arbeit (VskA) ist der bun-
desweite Dach- und Fachverband der Nachbarschaftshei-
me, Bürgerhäuser und Stadtteilzentren. 

Das vom Verband 2013 gestartete Projekt „ABBa“ wur-
de ins Leben gerufen, um den Berliner Stadtteilzentren 
beim Erkennen und dem Abbau von Barrieren für Men-
schen mit Behinderung zu helfen. Wie können die Nach-
barschaftshäuser und Stadtteilzentren mehr Inklusion in 
der unmittelbaren Nachbarschaft, in kreativen und Wei-
terbildungsangeboten erreichen? 

Zur Analyse der Online-Zugänglichkeit der verschiedenen 
Nachbarschaftseinrichtungen wurden die jeweiligen In-
ternetauftritte zunächst einem Website-Check unterzo-
gen. Geprüft wurden u. a. die Schriftgröße, der Einsatz 
von Leichter Sprache, die Nutzbarkeit ohne Maus, der 
Verzicht auf Schriftgrafiken, ausreichende Kontraste von 
Grafiken, der Einsatz von Videos in Gebärdensprache so-
wie die Möglichkeit, sich die Texte der Website vorlesen 
zu lassen. 

Aber nicht nur die Internetauftritte wurden auf den Prüf-
stand gestellt. Auch die baulichen Maßnahmen der 
Nachbarschaftseinrichtungen wurden auf ihre Barriere-
freiheit für Rollstuhlfahrer/-innen, Blinde, Gehörlose und 
Menschen mit Lernschwierigkeiten geprüft. 

Gibt es einen rollstuhlgerechten Zugang und ist dieser 
auch nicht mit einem Programmaufsteller versperrt? 
Gibt es Blinden-Leitsysteme und sind die Hinweisschil-
der leicht verständlich? 

Um die Verantwortlichen der Nachbarschaftseinrichtun-
gen mehr für das Thema Inklusion und Barrierenabbau 
zu sensibilisieren, wurde ein Fragebogen zur Selbstein-
schätzung an alle Mitgliedseinrichtungen versandt. Das 
Ergebnis überrascht wenig: Einige überschätzen sich, 
andere unterschätzen sich, aber nur selten stimmen 
Selbst- und Außeneinschätzung der jeweiligen Barriere-
freiheit überein. Es zeigt aber auch, dass Barrierefrei-
heit und Inklusion nicht nur (wie oft argumentiert) eine 
Frage des Geldes sind, sondern auch des Wissens, des 
Bewusstseins, der Kooperationen und der Strategien zur 
Besucherakquise.

ANALYSE, BERATUNG, BARIEREN ABBAUEN (ABBa) �

Inklusion in den Berliner Nachbarschaftshäusern
Von Birgit Monteiro, Ulrike Pohl und Maik Eimertenbrink

Angaben zur Person:
Klaus Dörrie, geb. am 03.01.1936 in Alfeld (Leine)

Studium: Sozialwissenschaften
Abschluss: Diplom-Sozialwirt
Stationen im Berufsleben:
1961 – 1980  Grundsatzreferent beim DPWV 
1980 – 1999 Hauptgeschäftsführer des DPWV
langjähriges Vorstandsmitglied des VskA
Publikationen/Reden: 
diverse Veröffentlichungen für den Bereich Rehabilitation 
und für Themen der Zivilgesellschaft

Lebensmotto: „Leben und leben lassen“

1. Berufliche Erfolge und Niederlagen
Für den Charakter und die Verbandskultur des Paritäti-
schen war es und wird es ausschlaggebend sein, ein 
angemessenes Verhältnis von Ehrenamt und Hauptamt 
zu entwickeln.
Eine Niederlage habe ich interessanterweise nicht ge-
funden. Dafür aber konnte ich auf der anderen Seite 
wichtige Entwicklungen nachhaltig steuern. Drei dieser 
Initiativen seien hier genannt:
 Entwicklung der Fernsehlotterien (Aktion Mensch, 
Glücksspirale und Stiftung Deutsches Hilfswerk)
 Entwicklung des Rehabilitationsrechts
 Gestaltung der Zivilgesellschaft, insbesondere die 
Selbsthilfe von Menschen mit Behinderungen
Unüberwindliche Schwierigkeiten fand ich nur bei dem 
Versuch, eine große wissenschaftliche Vereinigung und 
eine sehr große Einrichtung für Menschen mit Behinde-
rungen zu sanieren.

2. Wie kam es zu Ihrem ehrenamtlichen Engagement 
im Vorstand des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit? 
Was ist Ihnen aus dieser Tätigkeit besonders in Erinne-
rung geblieben?
Meine Begegnungen mit dem VskA waren geprägt durch 
Persönlichkeiten. Besonders hervorzuheben sei Georg 
Zinner. Diese Persönlichkeiten waren repräsentativ für die 
Entwicklung der ehrenamtlichen Arbeit in Deutschland. 
Dabei kam es auch zu bemerkenswerten Kooperationen 
zwischen Freier Wohlfahrtspflege und der Sportbewegung.

3. Bereits im Jahr 2000 stellten Sie fest, dass „… un-
serem Gemeinwesen die Gemeinwohlorientierung weit-
gehend verloren gegangen ist …“ Hat sich die Situa-
tion seit damals zum Besseren entwickelt? Wo sehen 
Sie die Ursachen für Fehlentwicklungen?
„Gemeinwohlorientierung“ ist die Vokabel, der ich mich 
besonders verbunden fühlte.
Eine bemerkenswerte Entwicklung stellt die Zusammen-
arbeit von kommunalen und freigemeinnützigen Wohl-
fahrtsentwicklungen dar. Es gab zwischenzeitlich, nicht 
ganz erklärlich, einen Dissens zwischen freien Trägern 
und dem öffentlichen Träger. Er wird unter anderem da-
durch begründet sein, dass die freien Träger auch eine 
wirtschaftliche und personalpolitische Macht geworden 
sind. In eine etwas schwierige Situation kamen die be-
hördlichen Träger durch die gesetzliche Absicherung der 
Zusammenarbeit von öffentlicher und freier Wohlfahrts-
pflege. Modelle der Zusammenarbeit mussten entwi-
ckelt werden und das ging naturgemäß nicht ganz ohne 
Konflikte ab. Heute wird man sagen können, dass sich 
das Verhältnis von Staat und freier Wohlfahrtspflege 
normalisiert hat. Der Staat wird immer nur begrenzt in 
der Lage sein, bürgerschaftliches Engagement zu orga-
nisieren. Vielmehr lässt sich auch beobachten, dass der 
Staat freien Trägern für die Entwicklung neuer Formen 
Verantwortung und finanzielle Mittel überträgt.  Auch bei 
der Bevorzugung freier Träger wird es notwendig bleiben, 
dass der freie Träger qualifizierende Maßnahmen anbie-
tet. Dabei sollte unbedingt der allgemeine gesellschaft-
liche Zusammenhang gesehen und dargestellt werden.

4. Wie frei sind freie Träger?
Die Formel von der „spielenden Musik“ darf nicht zur Be-
vormundung freier Träger führen. Im Gegenteil. Es sollten 
sich neue Trägerformen bilden, bei denen die öffentlichen 
Mittel möglichst frei eingesetzt werden können. Die „Mu-
sik spielen“ durchaus beide Partner und nicht nur einer.

5. Sie verwendeten gern den Begriff der Agentur für Ge-
meinsinn und Gemeinwohlorientierung. Was kann man 
darunter verstehen?
Geistige Sammelbecken nach der Art freier Träger sollten 
die Unabhängigkeit gemeinnütziger Initiativen sicherstellen.

6. Reformen … Welche Reform brauchen wir wirklich?
Sachlich werden Programme entwickelt werden müssen, 
die den fachlichen Fortschritt umsetzen. Dieses gilt be-
sonders für medizinische Programme und pflegerische 
Impulse. Es wird unvermeidlich sein, diese Vorgänge wis-
senschaftlich zu begleiten. Entwickelt werden müssten 
neuartige Formen der Zusammenarbeit. Grundlage dieser 
Entwicklung sollte eine allgemeine Volksversicherung sein.

7. Was geben Sie dem Verband mit auf den Weg?
Der Verband für sozial-kulturelle Arbeit kann ein wichtiger 
Gesprächspartner bei der Verbindung der Fachbereiche 
sein. Dem Verband wünsche ich Offenheit und Aufge-
schlossenheit für die anstehenden Aufgaben.

BRIEFINTERVIEW MIT KLAUS DÖRRIE�

ehemaliges Vorstandsmitglied des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit
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    Hier bewegt sich was. Erfahrungsberichte aus der Praxis5
umfassende Hilfe zu geben. Es ging um psycho-soziale 
Beratung und Betreuung, um Unterstützung von Selbst-
organisation, berufliche Rehabilitation usw.

Was sich dann herausgestellt hat, ist, dass das Alltags-
geschäft zur Abwicklung des Fonds - der dann doch mit je-
der Menge bürokratischer Regelungen aufwartete - schon 
die gesamten Energien fressen würde, zudem war das 
zweite Problem die große Anzahl der Antragstellenden.

HEZ: Haben die engagierten ehemaligen Heimkinder 
diesen Prozess der Entwicklung der Anlauf- und Bera-
tungsstelle mitgetragen, kritisch begleitet oder sind sie 
eher dagegen aufgetreten?
Es gab und gibt da keine einhellige Meinung unter den 
Ehemaligen. Im Gegenteil: die Fonds-Lösung hat zu einer 
ganzen Reihe von Spaltungen innerhalb der Bewegung 
der Ehemaligen geführt. Immer wieder gab es fundamen-
talistische Positionen, die besagten, dass das, was hier 
angeboten wird, nicht akzeptabel sei, weil es sich nicht 
um die jahrelang geforderte „angemessene Entschädi-
gung“ handele und dass man sich deshalb nicht darauf 
einlassen dürfe. Dann gab es die Haltung von anderen, 
die sagten, dass dies zwar nicht das sei, was sie eigent-
lich wollten, aber es sei immerhin ein erster Schritt in die 
richtige Richtung, weshalb sie sogar bereit waren, sich 
an der Umsetzung zu beteiligen. Diese Auseinanderset-
zungen wurden allerdings fast nur von den „organisier-
ten Ehemaligen“ geführt. Für die anderen „Ehemaligen“ 
ist das Ganze viel weniger problematisch gewesen. Die 
hatten nicht auf etwas anderes hingearbeitet und sind 
deswegen auch nicht enttäuscht worden, sondern sie 
haben auf gar nichts hingearbeitet und haben plötzlich 
etwas bekommen, mit dem sie nicht gerechnet hatten. 
Das gilt bis heute: die nicht organisierten „Ehemaligen“ 
sind diejenigen, die am unkompliziertesten die Leistun-
gen, die der Fonds bietet, akzeptieren können. Über die-
se und ähnliche Fragen gab es heftige Auseinanderset-
zungen bei den „Ehemaligen“. Sie haben zum Beispiel 
dazu geführt, dass bis heute aus der ehemals gemein-
samen „Berliner Regionalgruppe ehemaliger Heimkin-
der“ vier Gruppierungen hervorgegangen sind, die alle 
für sich beanspruchen, die „eigentlichen“ Interessenver-
treter der Betroffenen zu sein.

HEZ: Können Sie ein paar Daten und Fakten nennen?
Wir haben derzeit in unserer Datenbank 2.450 Perso-
nen, die Hilfe aus dem Fonds haben wollen. Dem steht 
ein Team von sechs Leuten gegenüber, die sich vier Stel-
len teilen. Für jeden einzelnen „Fall“ haben wir ein Zeit-
kontingent von 7½ Stunden zur Verfügung.

Von den 2.450 erfassten Personen haben wir mit 900 
schon ein Beratungsgespräch gehabt. Weitere 1.000 sind 
für Beratungstermine bis in den Februar 2015 hinein vor-
gemerkt worden. 300 stehen auf einer Warteleiste. Von 
250 haben wir bisher nur die Kontaktdaten aufgenom-
men und noch keine weiteren Verabredungen getroffen.

Wir haben bisher Vereinbarungen über insgesamt 7,5 
Mio. Euro abgeschlossen. Davon entfallen 3,1 Mio. (1,2 
Mio. West, 1,9 Mio. Ost) auf Rentenersatzleistungen 
(betr. eigentlich sozialversicherungspflichtige Tätigkei-
ten, für die keine Einzahlungen in die Sozialversicherung 
geleistet wurden), 4,4 Mio. (1,5 Mio. West, 2,9 Mio. Ost) 
auf sog. materielle Leistungen (entschädigungsähnliche 
Sachleistungen, die Folgeschäden aus der Heimerzie-
hung lindern sollen).

HEZ: Einer der ganz großen Kritikpunkte an dem Fonds 
ist, dass er keine „echte Entschädigung“ gewährt für 
erlebtes Leid. Wo gerät der Fonds, wie er jetzt angelegt 
ist, an seine Grenzen?
Bei sehr vielen Menschen, die es geschafft haben, mit 
dem Leben klarzukommen, ist das Hauptproblem, dass 
die Heimzeit auch tief in ihnen selbst vergraben ist. Und 
die Leistungen, die aus dem Fonds gegeben werden 
können, sind in solchen Fällen ganz oft kein Äquivalent 
für das, was an Re-Traumatisierungen stattfindet, wenn 
man sich wieder neu und relativ intensiv mit dieser Zeit 
in seinem Leben beschäftigen muss, denn über diese 
Sachleistungslogik sollen ja die Negativerfahrungen aus 
der Heimerziehung erst einmal dargelegt werden, damit 
die Sachleistungen dazu in einem kompensierenden Zu-
sammenhang stehen.

HEZ: Es steht also einer verhältnismäßig geringen Leis-
tung eine hohe Gefahr der Re-Traumatisierung entge-
gen. Das heißt, manchem würde es wesentlich besser 
gehen, wenn er oder wenn sie erst gar keine Leistungen 
aus dem Fonds beantragt?
Manche Menschen machen das so und entscheiden 
sich, keine Fondsleistungen in Anspruch zu nehmen, 
weil sie nicht noch einmal erinnert werden wollen.

HEZ: Ist denn so eine Anlauf- und Beratungsstelle, die 
nur in Berlin bei einem freien Träger, sonst bei Behörden 
bzw. beim öffentlichen Träger angesiedelt ist, überhaupt 
in der Lage, diese Re-Traumatisierungen aufzufangen, 
wenn sie innerhalb der Beratungen auftreten?

Der Träger hat sich auf eine Ausschreibung beworben, 
die schon konzeptionelle Vorgaben enthielt, die sich 
stark auf Rahmenbedingungen bezog, die nicht eigen-
ständig entwickelt worden waren, sondern von der bun-
desweiten Fondslösung vorgegeben waren. Es ging und 
geht seitdem immer wieder um die Frage, wie weit ei-
gene Ansprüche unter diesen Rahmenbedingungen um-
setzbar sind, wie weit man sich auf die entsprechenden 
Vorgaben einlassen darf. Die Konzeption der Arbeit stellt 
deswegen bereits einen gewissen Kompromiss zwischen 
den trägerspezifischen Ansprüchen und den von außen 
gesetzten Bedingungen dar.

HEZ: In Berlin gab es diverse Workshops von Jugendäm-
tern, Landesjugendamt und Betroffenen, also ehemali-
gen Heimkindern, wo auch das entwickelt wurde, was 
in der Anlauf- und Beratungsstelle passieren sollte. Das 
heißt, Sie haben sich auch mit diesen Wünschen von 
außen auseinandersetzen müssen. Haben Sie geahnt, 
was da auf Sie zukommen würde?
Nein, wir haben das nicht geahnt. Nicht nur wir haben 
das nicht geahnt, sondern auch sonst waren alle ziem-
lich ahnungslos. Kaum einer hat mit dem gerechnet, was 
dann wirklich passiert ist. Das Hauptproblem war, dass 
man gedacht hat, dass es einige besonders belastete 
Heimkinder geben würde, die sich hier um entschädi-
gungsähnliche Leistungen bemühen würden. Der Kreis 
schien überschaubar. Unter anderem deswegen, weil ja 
die organisierten Gruppen, also die selbst organisierten 
Gruppen in ihrem gesamten Wirkungskreis, zum Beispiel 
in Berlin, nicht mehr als 30 oder 40 Leute erfasst hat-
ten. Der Kreis der möglichen Anspruchsteller wurde für 
Berlin auf vielleicht 200 oder 300 Personen geschätzt. 
Das war einer der Punkte, wo die Prognose sich als 
falsch herausgestellt hat.

HEZ: Gab es noch weitere Punkte?
Der Fonds ist mit ziemlich großen Versprechungen auf 
unbürokratisches Handeln gestartet, auch in den ge-
nerellen Richtlinien, die darauf ausgerichtet waren, ei-
nem überschaubaren Kreis von Menschen eine wirklich 

HEZ-INTERVIEW MIT HERBERT SCHERER�

HEZ: Berlin hat die einzige Anlauf- und Beratungsstel-
le, die bei einem freien Träger angesiedelt ist. Wie ist 
es dazu gekommen? Was hat Ihren Träger, die „Gesell-
schaft für sozial-kulturelle Arbeit“, dazu bewogen, diese 
Aufgabe zu übernehmen, die ja auch heißt, den Fonds 
Heimerziehung, zu dem es damals sehr viele kritische 
Stimmen gab, umzusetzen?
Am Anfang stand nicht die Überlegung, diese Anlauf- 
und Beratungsstelle zu machen, sondern am Anfang 
stand der Wunsch einer selbst organisierten Gruppe 
ehemaliger Heimkinder (der damaligen „Berliner Regio-
nalgruppe ehemaliger Heimkinder“), einen zuwendungs-
fähigen formellen Träger für einen Treffpunkt zu finden, 
dessen Finanzierung aus Mitteln des PS-Sparens man 
gerade gegenüber dem Senat durchgesetzt hatte. Um 
mehr ging es anfangs nicht. Die Regionalgruppe suchte 
nach einem Träger, der in seiner Vergangenheit nichts 
mit Heimerziehung zu tun gehabt haben sollte, also in 
dieser Hinsicht als „unverdächtig“ gelten konnte. Darü-
ber hinaus sollte er nach Möglichkeit auch nicht einem 
der kirchlichen Wohlfahrtsverbände, wie Diakonie oder 
Caritas, in irgendeiner Weise verpflichtet sein. Eine Sym-
pathie für Selbstorganisation und Selbsthilfeaktivitäten 
war auch erwünscht. Bedingungen, die der schließlich 
gefundene Träger, der Verband für sozial-kulturelle Ar-
beit (Dachverband der Nachbarschaftshäuser und Bür-
gerzentren), alle er füllte. Die Mitte 2011 begonnene 
Unterstützung beim Betrieb des Treffpunktes der „Ehe-
maligen“ führte zu einer guten Zusammenarbeit und 
gegenseitigem Vertrauen. Als es dann um den Betrieb 
einer Anlauf- und Beratungsstelle in freier Trägerschaft 
ging, war es nahe liegend, dass sich der Verband mit 
seiner Tochtergesellschaft (GskA) mit Unterstützung der 
Regionalgruppe an der entsprechenden Ausschreibung 
beteiligte.

HEZ: Sie sind als Träger mit viel Akzeptanz bei den „ak-
tiven Ehemaligen“ gestartet. Haben Sie für den Betrieb 
der Anlauf- und Beratungsstelle ein eigenes Konzept er-
stellt?

Herbert Scherer ist kommissarischer Leiter der 
Berliner Anlauf- und Beratungsstelle ehemaliger Heimkinder1



Das Outreach-Team der GskA 
Gesellschaft für sozial-kulturelle Arbeit mbH 
beim Workshop neue Medien.
Foto: GskA

 „Die Peer Helper Ausbildung im Haus der Begegnung M3 
(Mehrower Allee 3, 12687 Berlin) erhielt dieses Jahr einen 
Besuch vom Innensenator Frank Henkel, welcher sich mit 
den Jugendlichen im Rahmen seines Wertedialoges 
unterhielt. Gemeinsam wurde ein zweites Treffen 
vereinbart, welches im Dezember 2013 erfolgen soll.“
Foto:  Anja Gosdschan
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Nur in Berlin, wo man einem freien Träger, der auch ein 
eigenes Bankkonto führen kann, den Auftrag gegeben 
hat, konnte man es dann so machen, wie es eigentlich 
bei allen hätte sein sollen.

In dieser Hinsicht hat Berlin also jetzt einen Sondersta-
tus, weil viele Dinge, die jetzt für alle geregelt werden, 
nicht für Berlin gelten können, weil die Verfahrensweisen 
anders sein müssen, aber auch anders sein können.

HEZ: Aber wie sieht es bei grundsätzlichen Fragen aus, 
die nicht nur die Abwicklung und Verfahrensabläufe be-
treffen?
Der Fonds hat einen Lenkungsausschuss. Der Lenkungs-
ausschuss besteht aus Vertretern des Bundes, der Län-
der und der Kirchen. In dem Lenkungsausschuss sitzt 
auch ein Ombudsmann, jemand, der den Interessen der 
Heimkinder verpflichtet ist. Er hat zwar kein Stimmrecht, 
aber ein Rede- und Mitwirkungsrecht.

Einfluss nehmen können wir über die Ländervertreter, 
weil wir eine beauftragte Stelle des Landes Berlin sind, 
und die Länder haben zwei Delegierte im Lenkungsaus-
schuss. Diese Ländervertreter aus dem Land Berlin kön-
nen angesprochen werden, um die Position des Landes 
Berlin innerhalb dieses Gremiums einzubringen. Das hat 
auch schon zu verschiedenen Verbesserungen geführt, 
weil Vorschläge, die wir einspeisen konnten, einige Re-
gelveränderungen bewirkt haben.

Ein zweiter Weg der Einflussnahme geht über den Om-
budsmann, den wir mit Informationen versorgen. Der Om-
budsmann ist auch Mitglied des Berliner Fachbeirates.
Der Berliner Fachbeirat ist ein Beirat, in dem neben Fach-
leuten aus dem Sozialen und aus der Jugendhilfe auch 
mehrere Vertreter der betroffenen ehemaligen Heimkin-
der sitzen. Der Fachbeirat berät den Senat bezüglich 
der Berliner Anlaufstelle. Das ist ein Gremium, in dem 
Probleme, die in der Abwicklung auftreten, ausführlich 
diskutiert werden können. Dort kommen auch Missstän-
de, die generell vorhanden sind, zur Sprache, damit sie 
dann über den Ombudsmann oder die Ländervertreter in 
den Lenkungsausschuss eingebracht werden.

HEZ: Sie hatten auch den Schwerpunkt Selbstorganisa-
tionsunterstützung in der Anlauf- und Beratungsstelle. 
Wie ist das aufgegangen trotz der Zersplitterung einzel-
ner Gruppen der ehemaligen Heimkinder?
Diejenigen von den Betroffenen, die sich mehr oder 
weniger mit dem Geschehen arrangiert haben und den 
Fonds als einen Schritt zu ihrer Gesamtrehabilitation 
sehen, nutzen die Anlauf- und Beratungsstelle als Treff-
punkt und für selbst organisierte Aktivitäten.

Wir stellen Räume und Arbeitsmöglichkeiten dafür zur 
Verfügung. So haben sich eine Theater- und eine Mal-
gruppe gebildet. Es gibt auch einen Kulturausschuss, 
der schon einige öffentliche Veranstaltungen (Lesungen, 
Ausstellungen, Filmvorführungen) vorbereitet und durch-
geführt hat.

Darüber hinaus haben wir einen Kreis von Ehemaligen, 
die heute als Ehrenamtliche in der Information für ande-
re ehemalige Heimkinder mitwirken und dafür eine klei-
ne Aufwandsentschädigung bekommen. Sie gehören zu 
dem erweiterten Team der Anlauf- und Beratungsstelle.

HEZ: Können Sie Beispiele nennen, wo die Unterstüt-
zung aus dem Fonds besonders sinnvoll war?
Es gibt einen Standard für gelungene Inanspruchnahme 
der Sachleistungen aus dem Fonds, und das ist immer 
dann gewesen, wenn es in der Beratung möglich war, bei 
den Menschen Wünsche zu entdecken, die ihnen selbst 
nicht bewusst waren oder deren Erfüllung sie sich über-
haupt nicht vorstellen konnten.

Durch Mund-zu-Mund-Propaganda wissen eigentlich alle 
Leute, die betroffen sind, mehr oder weniger, was sie aus 
diesem Fonds bekommen können. In der Regel kommen 
sie auch schon mit fertigen Wunschlisten. Da steht drauf: 
eine neue Wohnungsausstattung, ein Gebrauchtwagen, 
ein Kühlschrank, eine Sommerreise, eine Erholungsreise, 
neue Kleidung, also das sind die Standardfälle.

Oftmals gibt es Wünsche, die nicht aus dem Fonds be-
stritten werden können, zum Beispiel die Tilgung von 
Schulden. Das ist absolut ausgeschlossen, weil es sich 

Die Re-Traumatisierung findet nicht nur in der Beratung 
selbst statt, sondern sie wird schon dadurch aktiviert, 
dass das Thema Heimerziehung insgesamt in der Öf-
fentlichkeit durch den Fonds und alles, was darum he-
rum entstanden ist, zum Gegenstand der Berichterstat-
tung wird.

Das heißt, die Berater sind schon professionell genug, 
um in ihrem eigenen Handeln so sensibel mit den ent-
sprechenden Fragen umzugehen, dass Re-Traumatisie-
rungen nach Möglichkeit vermieden werden.

Die Tatsache, dass unsere Beratungsstelle bei einem 
freien Träger ist, wird von Menschen, die von Ämtern in 
ihrem Leben unheimlich viel Negatives erfahren haben, 
schon einmal als Fortschritt empfunden. Aber auch da 
gibt es Unterschiede. Manche sind es gewohnt, mit Äm-
tern umzugehen. Da ist es dann auch egal, ob das noch 
ein Amt mehr oder weniger ist. Ich glaube aber trotzdem, 
dass die Chance, sich auf den entsprechenden Perso-
nenkreis einzustellen, bei einem freien Träger größer ist. 
Wir müssen nicht behördlich agieren, sondern können 
solidarischer und empathischer sein, ohne unsere Rolle 
zu verlassen.

HEZ: Sie haben Re-Traumatisierung als eine problema-
tische Nebenwirkung des Fonds genannt. Gibt es Men-
schen, die Ansprüche an den Fonds hätten, aber auf-
grund der speziellen Regelungen des Fonds diese nicht 
erfüllt bekommen können?
Der Fonds schafft in seinen Regularien neue Ungerech-
tigkeiten, das kann man schon sagen. Insbesondere gilt 
das für ehemalige Heimkinder aus dem Osten, wenn sie 
in Jugendwerkhöfen gearbeitet haben. Das ist ein klas-
sischer Fall. Man kann sagen, ein sehr großer Teil von 
den Menschen, die eine DDR-„Heimkarriere“ hatten, 
die in Jugendwerkhöfen endete, sind im weiteren Leben 
aus vielerlei Gründen nicht sehr erfolgreich gewesen. 
Die sind sehr früh schon auf ein Abstellgleis gescho-
ben worden. Aber ausgerechnet an einem Punkt haben 
die Jugendwerkhöfe quasi korrekt gehandelt, sie haben 
nämlich – zwar in einem ganz geringen Umfang, aber im-
merhin - Beiträge in das DDR-Sozialversicherungssystem 
eingezahlt. Und in den Jugendwerkhöfen mussten die 
Jugendlichen am meisten arbeiten, es ging ja auch um 
Arbeitserziehung. Alle diese Jugendlichen, die in den Ju-
gendwerkhöfen waren und für die solche Beiträge bezahlt 
wurden, sind jetzt von den Rentenersatzleistungen ausge-
schlossen – im Gegensatz zu Jugendlichen, die in einem 
Normalheim waren, wo sie nur in einem überschauba-
ren Umfang arbeiten mussten, aber jetzt Rentenersatz-
leistungen bekommen, weil dort Arbeit anders gewertet 
wurde. Im Heim wurde die Arbeit als Teil der Pädagogik 
gesehen, während es in den Jugendwerkhöfen tatsäch-
lich vor allem um Zwangsarbeit oder mindestens zwangs-
arbeitsähnliche Formen der Arbeit ging, zum Beispiel auf 
den Feldern oder in der Schwerindustrie, Hilfsarbeit.

HEZ: Es sind demnach genau diejenigen benachteiligt, 
die die schlimmste Form von Heimerziehung in der DDR 
erlebt haben. Wie ist das in der früheren Bundesrepu-
blik mit Kindern gewesen, die arbeiten mussten, aber 
aus Altersgründen nicht sozialversicherungspflichtig 
sein konnten?

Das ist genauso. Kinderarbeit wird nicht über diesen 
Rentenausgleich in irgendeiner Form kompensiert, weil 
man davon ausgeht, Kinderarbeit ist verboten, also hät-
ten Kinder nie sozialversicherungspflichtig arbeiten kön-
nen. Insofern können Rentenersatzleistungen nur für 
diejenigen gewährt werden, die als Jugendliche ab 14 
Jahren diese Art von Arbeit leisten mussten. Da kann 
man genauso sagen: Kinder, die den ganzen Tag irgend-
wo arbeiten mussten, haben die größten Schädigungen 
erlitten, sie hatten es am schwersten, aber sie bekom-
men dafür nichts.

Es gibt noch eine andere benachteiligte Gruppe, das 
sind diejenigen, die vor 1949 im Heim waren. Das sind 
nicht so sehr viele. Das hat natürlich auch etwas mit 
dem Alter zu tun. Diese Gruppe geht gänzlich leer aus, 
auch bei den Sachleistungen, denn im Westen wie im 
Osten gilt als Startpunkt die jeweilige Staatsgründung, 
der BRD bzw. der DDR.

HEZ: Gibt es die Möglichkeit der Nachbesserung des 
Fonds? Sind schon Nachbesserungen erfolgt?
Der Fonds West läuft seit eindreiviertel Jahren, seit ein-
einviertel Jahren gibt es den Fonds Ost. Im Verfahren 
hat es ein paar wesentliche Nachbesserungen gegeben. 
Es gab auch einige Verfahrensveränderungen.

Die wichtigste Veränderung war die Abschaffung der so 
genannten Verzichtserklärung. Am Anfang bestand im 
Fonds West die Notwendigkeit für jeden, der Leistungen 
aus dem Fonds entgegennehmen wollte, vorher zu er-
klären, dass er damit auf jeden weiteren Schadenersatz 
gegenüber denjenigen, die in den Fonds eingezahlt ha-
ben, verzichten würde, also gegenüber den Kirchen, dem 
Bund und den Ländern. Diese Verzichtserklärung wurde 
wegen vieler Proteste abgeschafft.

Ansonsten gab es ein paar Verfahrensvereinfachungen 
und ein paar Verfahrensverschärfungen. Insbesondere 
wurde der bürokratische Überbau verstärkt, so dass 
heute für viele zwar die Verfahren vereinfacht sind, aber 
trotz alledem erhebliche Bauchschmerzen wegen der Bü-
rokratie, die damit verbunden ist, entstehen.

HEZ: Sind die Anlauf- und Beratungsstellen nur Ausfüh-
rende einer zentralen Regelung? Oder gibt es Spezifika 
in den einzelnen Bundesländern? Haben Sie die Mög-
lichkeit, Einfluss zu nehmen?
Wir haben in Berlin ein paar Möglichkeiten, Einfluss zu neh-
men, weil wir bestimmte Verfahren selbst entwickeln. Wir 
haben hier in Berlin nämlich noch eine Besonderheit: wir 
bewirtschaften die Sachmittelausgaben selbst vor Ort. Die 
anderen Anlaufstellen lassen das über das BAFzA (Bun-
desamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben) 
erledigen. Wir mussten deswegen für den Finanzablauf ei-
nige berlinspezifische eigene Regelungen entwickeln.

HEZ: Wieso zahlen Sie die Sachleistungen selbst aus 
und die anderen nicht?
Im Fonds war vorgesehen, dass alle Anlauf- und Bera-
tungsstellen die Sachleistungsabwicklung in die eigenen 
Hände nehmen. In allen anderen Bundesländern handelt 
es sich um Behörden und sie wollten dafür keine Kasse 
einrichten, weil das rechtlich schwierig gewesen wäre. 



1. Januar 2013 – das „Klamöttchen“ im KiJuNa ist 
vollkommen zerstört. Jugendliche hatten in der Nacht 
einen Brand verursacht, der das Aus für den kleinen 
Laden bedeutete, in dem Kinder und Eltern für 50 Cent 
Kleidung, Spielzeug oder Schulsachen erwerben oder 
tauschen konnten. Nach dem ersten Schock ging es an 
die Aufarbeitung. Zum einen am Gebäude, zum anderen 
an die Verarbeitung des Erlebten. Sehr schnell wurde 
eine Projektwoche mit den Kindern und Besuchern des 
Nachbarschaftszentrums organisiert, in der alle ihrer 
Wut, Angst und Enttäuschung Ausdruck geben konn-
ten. Es wurde gemeinsam verarbeitet und besprochen. 
Schließlich sind alle noch ein Stück weiter zusammen 
gerückt. Die Gemeinschaft im Haus wurde gestärkt und 
das “Klamöttchen” im Frühsommer wieder eröffnet. 
Letztendlich hat die Gemeinschaft aus dem Erlebten 
gewonnen und das Kinderlachen im KiJuNa wieder das 
Sagen!



 1. Januar 2013 -  das „Klamöttchen“ im KiJuNa – 
Kinder-, Jugend- und Nachbarschaftszentrum 
in Lichterfelde-Süd, Stadtteilzentrum Steglitz, 
Foto: STZ Steglitz
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Hochschulen oder Fachschulen bzw. Berufsfachschulen 
gehen, um den künftigen Erziehern oder Sozialarbeitern 
und Sozialpädagogen etwas über ihre Er fahrungen in 
der Heimerziehung mit der Schwarzen Pädagogik zu er-
zählen.

HEZ: Welche Resonanz haben solche Zeitzeugen-Auf-
tritte? Wie sind die Reaktionen?
In der Regel führen sie bei den angehenden Pädagogen 
und Pädagoginnen zu einer großen Betroffenheit und ei-
nem großen Interesse. Meistens findet dann vor den Be-
troffenen die Auseinandersetzung darüber, was Heimer-
ziehung sein kann, nicht statt, aber später. Viele haben 
natürlich auch Erfahrungen mit der Heimerziehung heute 
und haben ein Problem damit, dass der Begriff Heimer-
ziehung jetzt wieder so in Verruf gerät, also dass alles 
schlecht gemacht wird, was im Heim passiert.

HEZ: Halten Sie es für ausgeschlossen, dass es heute 
in der veränderten Heimerziehung auch Tendenzen gibt, 
die neue Traumatisierungen von Kindern hervorbringen?
In der Regel ist die Heimunterbringung selber schon mal 
grundsätzlich eine traumatisierende Erfahrung, also das 
Herausgerissenwerden aus einem problematischen Le-
bensumfeld. Die Kinder sind es ja gewohnt, dass sie 
dort leben. Es ist ihre Welt. Und es gibt die Sichtweise 
Dritter, die der Meinung sind, dass das für sie nicht gut 
ist, weshalb sie sie aus etwas herausnehmen, was die 
Kinder aber kennen und worin sie sich auskennen. Die 
Kinder werden an eine andere Stelle verpflanzt.

Es gibt sozusagen Dinge, die in jeder Heimerziehung 
bzw. in jeder Fremdunterbringung per se schon als Pro-
blem enthalten sind. Die Frage ist, wie weit die Einrich-
tungen in der Lage sind, die dadurch entstehende Prob-
lematik aufzufangen, durch menschliche Zuwendung und 
ein gutes Verhalten. Auch da gibt es Grenzen, die die 
Institutionen gar nicht überwinden können.

Man kann vermuten, dass der größte Teil von dem, was 
damals den Kindern angetan wurde, nicht aus bösem 
Willen geschah, sondern aus Nachlässigkeit, aus einer 
Institutionslogik heraus, teilweise auch aus einer ideo-
logischen Position des Erziehungspersonals. Sowohl im 
Osten wie im Westen übrigens. Die Erzieher, die sich 
nicht auf die Kinder und Jugendlichen in ihrer besonde-
ren Situation eingelassen haben, sondern die sie auf ein 
bestimmtes Ziel hin ausrichten wollten, weil sie davon 
ausgingen, genau zu wissen, was für die Betroffenen 
das Beste wäre, waren die schlimmsten, weil sie den 
Willen der Kinder und Jugendlichen brechen wollten und 
sich dabei völlig im Recht sahen.

HEZ: Wie ist in Ihrer Beratung das Verhältnis ehemali-
ger Heimkinder, die sagen, dass sie aus so problemati-
schen Verhältnissen in die Heimerziehung gekommen 
sind, dass die Heimerziehung sie gerettet hat, zu denen, 
die auch im Nachhinein noch sagen, dass trotz proble-
matischer Familienverhältnisse dieser Schritt für sie der 
Einstieg in ein schwieriges und belastetes Leben war?
Ja, es gibt auch diejenigen, die sagen, dass die Heimerzie-
hung sie gerettet hat. Ich würde sagen, das sind nicht mehr 
als fünf Prozent. Von denen, die ihre Lebensgeschichte 
erzählen, sind es wiederum vielleicht sechzig Prozent, die 

so schlimme familiäre und sonstige Umstände schildern, 
dass sie verstehen konnten, weshalb irgendjemand der 
Meinung war, dass sie ins Heim mussten.

In der Regel wird aber dieser Vergleich nicht gemacht, 
sondern es wird die Situation im Heim gesondert be-
schrieben und nicht mit der Herkunftsfamilie verglichen 
in dem Sinne, ob etwas besser oder schlechter war. Es 
wird berichtet, dass schlimm war, was vorher im fami-
liären Umfeld passierte, und es wird berichtet, dass 
schlimm war, was dann im Heim passierte, also das 
Schlimme an beiden Orten.

Diese Kinder und Jugendlichen sind ständig vom Regen 
in die Traufe und von der Traufe in den Regen und wieder 
vom Regen in die Traufe geraten, also von einer Station 
zur anderen. Da kommen ja noch Pflegefamilien dazu, in 
denen schlimme Sachen passiert sind usw., also das ist 
eine Verkettung in einer Unglücksgeschichte, in der die 
Heimerziehung eine wichtige Episode darstellt.

HEZ: Sie haben es in der Beratung mit sehr unterschied-
lichen Menschen zu tun, vom Alter her, Menschen, die 
aus unterschiedlichen Systemen kommen, auch Syste-
men der Heimerziehung. Sie haben ihr Leben später auch 
unterschiedlich gemeistert. Können Sie Rückschlüsse 
ziehen, welche Rahmenbedingungen der Heimerziehung 
dazu führten, dass Menschen später ihr Leben besser in 
den Griff bekommen haben?
Wie entsteht Stärke, das ist eine spannende Frage. Was 
braucht man zum Gelingen? Das ist relativ einfach. Es 
gibt in vielen biografischen Geschichten immer den ei-
nen Erzieher oder die eine Erzieherin oder die eine Non-
ne oder was auch immer, die in irgendeiner Weise als gut 
beschrieben werden. Ohne eine persönliche Erfahrung 
von Nähe, Wärme und Interesse funktioniert es nicht.

dann um eine Geldleistung handeln würde. Der Fonds 
möchte aber nur Sachleistungen geben, die einen Hilfe-
charakter haben sollen. Im Idealfall würde der aus der 
Heimerziehung mitgebrachte „Schaden“ durch diese 
Sachleistung beseitigt, mindestens aber gelindert. Zum 
Beispiel wird jemandem eine Therapie finanziert (auch 
Dienstleistungen können als Sachleistung anerkannt 
werden), an deren Ende wird er „geheilt entlassen“. Es 
ist ein einfaches, der Wirklichkeit nicht unbedingt ent-
sprechendes Denkmuster, was dem Ganzen zu Grunde 
liegt.

Dann gibt es eben Menschen, die eine Reihe von Wün-
schen haben, die meistens mit ihrer schwierigen ma-
teriellen Lage zu tun haben. Wenn sie kommen, wird 
das Ganze zu einem relativ geschäftsmäßigen Umgang 
miteinander. Die Anlauf- und Beratungsstelle muss es 
dann schaffen, aus den vorhandenen Wünschen die 
Heimerziehungsproblematik abzuleiten oder umgekehrt, 
also es so darzustellen, als sei die Heimerziehungspro-
blematik eine (unmittelbare) Ursache für die entstehen-
den Wünsche. Wenn jemand sagt, dass er eine neue 
Waschmaschine braucht, weil die alte kaputt ist, dann 
muss also diese Waschmaschine in irgendeiner Form 
zur Heimerziehung in Bezug gesetzt werden. Das sind 
aus meiner Sicht die weniger gelungenen Prozesse, die 
aber inzwischen dominieren.
Die gelungensten Prozesse sind die, wo es im Bera-
tungsgespräch möglich war, verborgene Wünsche her-
auszufinden, die manchmal wirklich etwas mit traumati-
schen Vorerfahrungen zu tun haben.

Drei Beispiele:
 Da ist das ehemalige Heimkind, jetzt im Rentenalter, 
das noch heute voller Schmerz und Empörung von dem 
Vorfall berichtet, dass es eine Nonne im Heim „blöde 
Kuh“ genannt hatte und deswegen zur Strafe nicht an 
einem Schiffsausflug auf dem Rhein teilnehmen durfte, 
sondern Kartoffeln schälen musste. Ihm konnte aus 
Fondsmitteln eine einwöchige Flusskreuzfahrt finanziert 
werden.

 Da ist der Frührentner, der ein Märchen geschrieben 
hat, in dem er auch einige frühkindliche Traumata ver-
arbeitet hat. Kein Verlag war bereit gewesen, das Expe-

riment zu wagen und das Buch zu veröffentlichen. Im 
Selbstverlag konnte das Buch erscheinen, über einen 
Internetshop vertrieben werden und tatsächlich Leser 
in aller Welt erreichen. Die Kosten hat der Fonds über-
nommen.

 Da sind die vier Geschwister, die alle gleichzeitig ins 
Heim gekommen waren und dann auseinandergerissen 
wurden, obwohl sie sehr aneinander gehangen haben. 
Heute in alle Welt (bis nach Südamerika) verstreut und 
nicht sehr begütert, hatten sie sich schon mit dem Ge-
danken abgefunden, sich wohl nie mehr von Angesicht zu 
Angesicht sehen zu können. Der Fonds hat es ihnen er-
möglicht, zusammenzukommen und eine wunderschöne 
Urlaubswoche an der Ostsee miteinander zu verbringen.

Diesen Geschichten ist gemeinsam, dass sich Men-
schen etwas gönnen konnten, was sie sich nicht zu träu-
men gewagt hätten. Mehrere Betroffene haben das so 
beschrieben: „Endlich entsteht aus diesen schlimmen 
Erlebnissen auch einmal etwas Gutes.“

HEZ: Engagieren sich die ehemaligen Heimkinder, mit 
denen Sie zu tun haben, auch für die Heimkinder von 
heute?
Ja, das kann man so sagen. Also es gibt eine durch-
gängig sehr große Empörung darüber, wie auch heute 
noch in geschlossener Heimerziehung (möglicherweise) 
gehandelt wird.

Es gab ja den Skandal um die Haasenburg. Das ist sehr, 
sehr aufmerksam wahrgenommen worden, und es gab 
auch Wünsche, sich da irgendwie aktiv einzuschalten 
und gegen das zu protestieren, was da möglicherweise 
passiert. Im Fachbeirat wurde der Beschluss gefasst, 
die Jugendämter aufzufordern, keine Kinder und Jugend-
lichen mehr in dieser geschlossenen Einrichtung unter-
zubringen.

HEZ: Gibt es auch ein Engagement zum Beispiel bei 
Studierenden oder bei heutigen Fachkräften in der Hei-
merziehung?
Es gibt Ehemalige, die heute als Zeitzeugen über die 
Heimerziehung in den 1950er/60er Jahren bzw. über 
die Heimerziehung in der DDR berichten und auch an die 



 Märchen aus aller Welt mit Annette Hartmann im 
Gartenhaus des Kiezgartens in Berlin-Schöneberg, 
TÄKS e.V., Foto: Katharina Kühnel

Internationaler Mädchentreff
Gemeinwesenverein Haselhorst, Berlin-Spandau
Foto: GWV Haselhorst
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 Kunsttransport
NBZ „Amtshaus Buchholz“
Foto: Andrea Delitz
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Kleine Geschenke erhalten die Freundschaft.
Stadtteilzentrum Pankow
Foto: Uwe Bernhard
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in ihn Hoffnungen in einem unheimlich großen Maße in-
vestiert werden. Gleichzeitig ist er eine Hassfigur, weil er 
diese Hoffnungen enttäuscht.

Es gibt ganz oft die Übergabe von Verantwortung an ande-
re, also es sind immer andere schuld, was von der Grund-
struktur ja durchaus bei diesen Menschen stimmt. Aber 
wenn sie da rauskommen wollen, dann müssen sie es 
schaffen, dieses Handicap zu überwinden. Deswegen die-
se Wichtigkeit von Selbstvertrauen und einen objektiven 
Anlass dafür, weil es natürlich neben dieser erkennbaren 
Schwäche auch die stehengebliebene Halbstarken-Menta-
lität gibt. Das ist dieses so tun als ob - ohne einen Sockel 
von Selbstbewusstsein, zum Beispiel der Pausenclown. 
Viele erwachsene Menschen, bei denen bestimmte Pha-
sen ihres Lebens nicht wirklich abgearbeitet worden sind, 
fallen deswegen immer wieder dorthin zurück.

HEZ: Es gab in den 1970er Jahren Veränderungen in 
der Heimerziehung, zum Beispiel die Selbstbewirtschaf-
tung. In den 1950er und 1960er Jahren haben Kinder 
und Jugendliche in der Heimerziehung oft auch in der 
Wäscherei der Institution gearbeitet, im Garten des 
Heims usw. Wo ist da die Grenze zu ziehen zwischen 
Selbstbewirtschaftung, das reale Leben kennen lernen, 
und andererseits Kinderarbeit oder unzulässiger Arbeit 
von Jugendlichen ohne Sozialversicherung?
Das hängt im Wesentlichen von der Gruppengröße ab. In 
dem Moment, wo es gar keine Kleingruppen gibt, keine 
überschaubaren Gruppen, sondern eine Gruppengröße 
von 20 bis zu 300 Kindern und Jugendlichen, ist völlig klar, 
dass jede Arbeit für das Ganze auch eine Arbeit ist, die mit 
der Realität von „normalen“ Menschen wenig zu tun hat.

In dem Moment, wo ich kleinere Gruppen von fünf oder 
sechs Kindern und Jugendlichen habe, wo jede/r einzeln 
überhaupt wahrgenommen werden kann, und wenn dann 
Selbstbewirtschaftung in dem Sinne stattfindet, dass 
man das Essen selber zubereitet oder auch einkaufen 
geht, hat das mit sozialversicherungspflichtiger Arbeit 
für Dritte bzw. für Fremde wenig zu tun, sondern dann ist 
es ein Teil eines pädagogischen Prozesses.

HEZ: Es geht also um die familienähnlichen Größenord-
nungen?
Ja. Wobei moderne Pädagogen wissen, dass die Fami-
lie auch eine problematische Institution ist. Oftmals 
gibt es Jugendliche, die mit der Familie nicht mehr klar-
kommen. Die suchen dann keine Ersatzfamilie, sondern 
sie suchen so etwas wie eine Selbstbestimmung in der 
Peergroup oder in ähnlichen Zusammenhängen, wo an-
dere Formen notwendig sind. Eine Wohngemeinschaft 
ist noch keine Familie, aber von der Größe her stimmt 
es natürlich trotzdem. Es geht um die Überschaubarkeit, 
dass das, was der/die Einzelne tut, etwas bewirkt – im 
Guten wie im Schlechten. Die unterschiedlichen Verhält-
nisse haben unterschiedliche Herausforderungen.

HEZ: Was würden Sie angehenden Fachleuten mit auf 
den Weg geben wollen?
Für mich ist das Wesentlichste diese Frage von Interak-
tion mit dem wirklichen Menschen, also das heißt, dass 
auch in der Erziehung es sehr viel auf die Beziehungs-
arbeit ankommen muss. Bei den angehenden Sozialar-
beitern gibt es teilweise die Tendenz, zuallererst in das 
Gesetz, in den Arbeitsvertrag oder in die Regularien zu 
gucken, die der Zuwendungsgeber oder der Fördermittel-
geber verordnet, und nicht den Menschen anzugucken, 
mit dem man es zu tun hat. Das halte ich für eine fatale 
Entwicklung - die Nichtanerkennung der Gleichberechti-
gung des Hilfebedürftigen und seiner Wünsche, seiner 
Fehlentwicklungen, seiner Kompetenz usw.; diese Mi-
schung, ja, da würde ich sagen, das muss man der zu-
künftigen Generation vermitteln.

HEZ: Das klingt nach einer erheblichen Kritik an der 
heutigen bzw. angehenden Sozialarbeitergeneration.
Das ist nicht unbedingt eine Kritik an der angehenden 
Sozialarbeitergeneration, aber an ihrer Ausbildung.

HEZ: Das heißt, eine Entwicklung in Richtung Vermitt-
lung administrativer Verfahrensabläufe versus Werthal-
tungen?
Ja, es geht im Wesentlichen um die Vermittlung von Ver-
fahren. Man lernt, wie man ein Gespräch zu führen hat, 
also unabhängig von dem Gegenüber. Das heißt, es gibt 
eine Einübung in Rituale. Das hat alles durchaus manch-
mal seinen Sinn. Aber im Kern muss es um etwas ande-
res gehen. Ich möchte es mal so sagen: die Bereitschaft 
zur Reflektion auf der Basis ethischer Grundhaltungen 
wird bei der Ausbildung der angehenden Sozialarbeiter-
generation nicht unbedingt ausreichend gefördert.

1 Der Erstabdruck dieses Interviews erfolgte in der Heim- 
und Erzieher-Zeitschrift (HEZ), Ausgabe 5 / 2013, Hrsg. 
HEZ-Redaktionsgruppe der IGFH-Regionalgruppe Berlin.

muss nicht in der Institution sein. Lehrer, Freunde, also 
irgendwo brauchen sie jemanden, der sie wertschätzt, 
um selber genügend Kraft zu tanken, mit einem gewis-
sen Selbstbewusstsein durchs Leben zu gehen.

HEZ: Weil Sie gerade die Lehrer ansprechen. Spielt es 
auch eine Rolle, ob es außerhalb der Institutionen Le-
bensbereiche gibt, die die Kinder und Jugendlichen ha-
ben, so dass sich nicht alles in der Institution selbst 
abspielt?
Ja, das ist garantiert so, aber das ist auch gerade wie-
der ein sehr problematischer Punkt gewesen für viele. 
Und das gilt vielleicht sogar auch bis heute. Also es gibt 
sozusagen eine gesellschaftliche Diskriminierung von 
Heimkindern und die spielt sich in den Schulen ab, das 
heißt, die spielt sich in den Peergroups ab und teilweise 
spielt sie sich natürlich auch im Lehrerverhalten ab.

Ich sagte, dass auch ein Lehrer ein positives Beispiel 
sein kann. Die meisten Lehrer, von denen wir in den 
Erzählungen und Geschichten hören, haben so gewirkt, 
dass die Jugendlichen sich eher in ihren Misserfolgen 
vorgeführt gefunden haben, als dass sie in ihren Talen-
ten gestärkt worden sind. Einmal Heimkind, immer Heim-
kind – so ungefähr, aus euch kann ja sowieso nichts 
werden. Eine Lehrerhaltung in diesem Sinne gibt es ja 
auch gegenüber anderen diskriminierten Gruppen, wo-
durch wenig die Restmotivation geweckt wird, die mög-
lich wäre.

HEZ: Sie erleben in der Beratung etwas, was der einzel-
ne Heimerzieher nie erleben wird, nämlich Menschen, 
bei denen die Heimerziehung 40, 50 Jahre her ist und 
die aus diesem Abstand ihre Erlebnisse reflektieren. Ist 
es typisch, dass in der Heimerziehung erlerntes oder 
geprägtes Verhalten ein ganzes Leben bestimmt?
Ja. Wir haben ja mit den engagierteren Leuten zu tun. 
Mit denen erleben wir auch bestimmte Grundmuster, die 
eigentlich immer etwas mit demselben Thema zu tun ha-
ben, nämlich mit der Frage des Selbstbewusstseins bzw. 
der Ich-Stärke.

Ich würde sagen, dass es sozusagen ein Syndrom gibt. 
Das heißt, es gibt eine völlige Überbewertung von Autori-
täten bzw. von der Macht von Autoritäten. Der Heimleiter 
ist einerseits derjenige, von dem alles abhängt, weshalb 

Bei den meisten Kindern und Jugendlichen, die im Heim 
waren, auch damals in der DDR, war das Problem, dass 
sie das Gefühl vermittelt bekommen haben, als Person 
nichts wert zu sein oder nicht genügend wert zu sein, 
und dass sie sich in ihren Bedürfnissen anzupassen hat-
ten – an eine Gruppe, an eine Institution mit ihren Re-
geln, wobei sie diese Regeln nicht mitbestimmen konn-
ten, sondern die waren einfach vorgegeben und relativ 
starr und kalt.

Man hat in der Kritik an der Heimerziehung in den 
1970er Jahren im Wesentlichen immer darüber geredet 
und das dann auch verändert, dass die Situationen sel-
ber so fern von dem Leben waren, das man später zu 
bewältigen haben würde. Zum Beispiel: eine Großküche 
führt dazu, dass man nicht weiß, wie Speisen hergestellt 
werden, sondern man ist abhängig davon, dass sie ge-
liefert werden.

HEZ: Das Ei, das ein Jugendlicher dann bei einem psy-
chologischen Test als Spiegelei malt?
Genau. Das ist kritisiert worden. Dann hat man gesagt, 
wir müssen die Situationen in den Heimen realitätsnä-
her und lebensnäher gestalten, damit die Jugendlichen, 
wenn sie aus den Heimen rauskommen, überhaupt mit 
der Selbstbewirtschaftung klarkommen, dass sie wis-
sen, wie man etwas kocht oder wie man einkauft. Zum 
Beispiel auch, dass sie lernen, ihre Kleidung selbst zu 
kaufen und auszuwählen, also dass sie die Kleidung 
nicht zugeteilt bekommen. In der schärfsten Form der 
Fremdbestimmung im Äußeren war das die Anstaltsklei-
dung, die ausdrückte, dass man ein Teil des Kollektivs 
sein musste und kein Individuum sein durfte.

Ich glaube, dass diese Sache in der Institution sowie-
so immer ein Teilaspekt bleibt, der problematisch ist. 
Man kann auch sagen, das ist ein Zielkonflikt. Die Er-
zieher müssen als Team handeln, sie dürfen theoretisch 
nicht individuell abweichen und ihren Liebling haben. Sie 
werden versuchen, möglichst neutral zu sein. Wie kriegt 
man das hin, einerseits neutral zu sein, andererseits 
das Besondere auch für jemanden zu sein?

Ich finde interessant, dass bei allen, von denen ich sa-
gen würde, dass sie es geschafft haben, irgendwo po-
sitive erwachsene Figuren in ihrem Leben aufgetaucht 
sind. Das können übrigens auch Lehrer sein, also das 

Abendgruß - Für kleine und große Leute 
mit Frau Puppendoktor Pille. 
Villa Offensiv in Berlin-Treptow.
Foto: Urte Blankenstein


Kinderchor bei der Eröffnung des Stadtteilzentrums 
des Paul Gerhardt Stift am 30.11.2013.
Foto: Paul Gerhardt Stift





30 31

    Dies und das. Nachrichten und Meldungen6
die Layouterin Gabriele Hulitschke machte aus den 
Einzelteilen ein wunderbares, buntes, nachbarschaft-
liches Ganzes.
„Zeichnet uns Euer Haus der Nachbarn, damit wir da-
raus ein Malbuch machen, das wir beim Fest der Nach-
barn 2013 verteilen“, so lautete unser Angebot an die 
Kinderprojekte der Berliner Mitgliedseinrichtungen des 
Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit e.V. Eingesandt 
wurden uns Kinderzeichnungen von der Kita am Kleist-
park, der Villa Folke Bernadotte, dem Kinderhaus am 
Fliegeberg, dem elele-Nachbarschaftszentrum und der 
Kurt Tucholsky-Grundschule. Thomas Schmitt und das 
Märkische Stadtmuseum gaben uns die Erlaubnis, eini-
ge Bilder Erich Schmitts für das Malbuch zu verwenden. 
Der junge Berliner Grafiker und Künstler Mathias Roloff 
lieferte uns ebenfalls schöne, freche und lustige Mal-
vorlagen.

Herr Mario Czaja, Senator für Gesundheit und Soziales, 
übernahm wie schon im letzten Jahr wieder die Schirm-
herrschaft für das Fest der Nachbarn. Neben ihm gab 
es 2013 noch einen weiteren Schirmherrn: Herr Michael 
Müller, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt. Das 
Fest der Nachbarn war also in guten Händen.
Nun gilt es zu hoffen, dass das Fest der Nachbarn 2014 
(mindestens) genauso großartig wird. Ziel ist es, noch 
mehr Leute zu erreichen, in Berlin, aber auch bundes-
weit und natürlich in ganz Europa! Eventuell steht so-
gar eine Zusammenlegung mit einem anderen Berliner 
Großereignis an. Darüber wird aber heute noch nichts 
verraten…

Das Fest der Nachbarn 2014 feiern wir gemeinsam am 
24.05.2014. Aktuelle Informationen rund um das Fest 
finden sie auf dem Blog: www.das-fest-der-nachbarn.de 

Nachbarinnen und Nachbarn wurden vom Kiezfest im 
Ostseeviertel gemeldet und 200 waren in der Villa Mit-
telhof dabei – und das trotz des Dauerregens! Schlau 
war, wer auch Veranstaltungen unter einem Dach ange-
boten hatte.

Es gab aber auch Feste, die im Wortsinne komplett ins 
Wasser fielen und somit leider ausfallen mussten. Im 
Durchschnitt waren aber 80 bis 85 Personen vor Ort. So-
mit waren ca. 5.000 bis 6.000 Menschen beim Fest der 
Nachbarn allein in Berlin dabei. Im Bundesgebiet wur-
den uns knapp 80 Nachbarschaftsfeste zum European 
Neighbours Day gemeldet.

Die Vielzahl der Angebote wurde auf www.das-fest-der-
nachbarn.de eingetragen und kann dort eingesehen wer-
den. Hier nur zwei Beispiele:
Das „Theater der Erfahrungen“ bot in Kooperation mit 
dem Stadtteilzentrum Pankow Workshops in den Berei-
chen Musik, Theater, Tanz, Schreiben und Malen an. Die 
Theaterspielerinnen und -spieler ab 50 plus entwickeln 
ihre Stücke selbst und greifen dabei in den unerschöpfli-
chen Fundus eigener Lebenserfahrung. Diese Erfahrun-
gen gaben sie zum Fest der Nachbarn in den offenen 
Werkstätten an alle Interessierten weiter.
Ganz anders sah das Fest in der Urbanstraße in Kreuz-
berg aus. Hier konnten Nachbarn einen Blick in die Bie-
nenstöcke der Dachimkerei der Interkulturellen Natur-
WerkStadt werfen. Dabei konnten sie den Imkern über 
die Schulter schauen, Interessantes über das Leben der 
Bienen erfahren und anschließend ihr Wissen dazu in 
einem Quiz testen. Imkerjacke und Schleier standen zur 
Verfügung. Dummerweise waren die Bienen aufgrund 
des schlechten Wetters etwas übellaunig – gestochen 
haben sie aber trotzdem nicht!

Dieses Jahr gab es zum Fest der Nachbarn ein tolles 
Malbuch. Berliner Kita-Kinder und der Künstler Mathi-
as Roloff zeichneten Malvorlagen zum Thema „Mein 
Haus der Nachbarn“. Die Stiftung Stadtmuseum Berlin 
und Thomas Schmitt, der Sohn des berühmten Zeich-
ners und Karikaturisten Erich Schmitt, bekannt durch 
„Das dicke Schmitt-Buch“ und aus „Eulenspiegel“, 
„Wochenpost“ und „Berliner Zeitung“, überließen uns 
außerdem einige Zeichnungen von Erich Schmitt. Und 

FEST DER NACHBARN 2013�

Zum vierzehnten Mal wurde im Jahr 2013 der European 
Neighbours Day gefeiert. Die Tradition, mit den Nach-
barn an einem bestimmten Tag im Jahr ausgiebig zu fei-
ern, entstand 1999 in Paris, weitete sich daraufhin erst 
in Frankreich, dann in ganz Europa aus und wurde nach 
und nach immer internationaler. Seit dem Jahr 2012 
wird das Fest der Nachbarn in und für Berlin vom Ver-
band für sozial-kulturelle Arbeit e.V. koordiniert.

Waren es 2012 noch 36 Stadtteilfeste in Berlin, so fan-
den 2013 bereits 65 Feste und Feierlichkeiten, verteilt 
auf ganz Berlin, statt. 11 Stadtteilfeste gab es allein im 
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, ebenso viele wurden in 
Steglitz-Zehlendorf organisiert. Bezirklicher Spitzenreiter 
war Berlin-Mitte mit 12 Angeboten! Die Besucherzahlen 
variierten stark. Das Nachbarschafts- und Familienzen-
trum „Kiek in“ in Marzahn-Hellersdorf meldete 420 
teilnehmende Nachbarinnen und Nachbarn, die bei der 
„Begegnung vor dem Haus“ dabei waren. 275 feiernde 

Rückblick 2013 und Ausblick 2014

Die Bildrechte liegen bei 
den Einrichtungen.
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 Regionaltreffen Nord

Am 15.04.2013 fand das erste Regionaltreffen Nord 
des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit im Freizeit-
zentrum Rostock statt. Die 19 teilnehmenden Träger 
der Stadtteilarbeit kamen aus Rostock, Greifswald, 
Bremen, Stralsund und Wolgast. Vorgestellt wurden von 
Reinhilde Godulla und Birgit Monteiro folgende Projek-
te, Konzepte und Inhalte der Arbeit des Verbandes und 
seiner Mitgliedsorganisationen: Kiezatlas, Konzept Ko-
operativer Familienzentren, Seniorenarbeit im Wandel, 
inklusive Stadtteilarbeit, Fest der Nachbarn, Jahresta-
gung, Rundbrief und Internationale Begegnungen. Für 
das Jahr 2014 ist erneut ein Nordtreffen geplant.

 Mitgliederentwicklung

Zum 31.12.2013 hat der Verband 56 Mitglieder, davon 
40 in Berlin, 7 in Nordrhein-Westfalen, 4 in Hessen, 
2 in Baden-Württemberg, jeweils ein Mitglied in Bran-
denburg, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern. 
Im Jahr 2013 wurden folgende vier Organisationen neu 
aufgenommen: Albert-Schweitzer-Kinderdorf Berlin e.V., 
Paul Gerhardt Stift zu Berlin, Siedlerverein Eichkamp e.V. 
und Haus des älteren Bürgers gGmbH (Bürgerzentrum 
Neukölln). 
Austritte aus dem Verband gab es im Jahr 2013 nicht.

 Jahrestagung Stadtteilarbeit

Vom 21.-22.11.2013 fand unter dem Titel 
„Nachbarschaftshäuser und Stadtteilzentren – 
Herausforderungen meistern, Potenziale entwickeln“ 
die Jahrestagung Stadtteilarbeit 2013 mit 108 Teil-
nehmenden im Bürgerhaus Stollwerck in Köln statt. 
Im fakultativen Vorprogramm konnten das Quäker 
Nachbarschaftshaus und das Bürgerschaftshaus Köln 
besichtigt werden. Per Pecha Kucha wurde außerdem 
die Arbeit von Nachbarschaftshäusern und Stadtteilzen-
tren in Saarbrücken, Bremen, Berlin, Köln, Wiesbaden, 
München, Leipzig, Freiburg, Greifswald, Hannover und 
Wuppertal vorgestellt. Neben den Berliner und Kölner 
Nachbarschaftshäusern waren Kolleginnen und Kol-
legen aus Rostock besonders stark auf der Tagung 
vertreten. Für das Jahr 2014 hat uns die Leiterin der 
Stabsstelle Inklusion im Dezernat Soziales, Senioren, 
Jugend und Recht, Frau Christa Panke-Spruck, nach 
Frankfurt am Main eingeladen.
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Fotowand 1947 - 2013 
zum Jubiläumsfest „66 Jahre Mittelhof e.V.“, 
Villa Mittelhof
Foto: Agnes Wischhöfer



Gemeinschaftsstand des VskA und seiner 
Mitgliedsorganisationen bei der Freiwilligenbörse 
am 04.05.13 im Berliner Roten Rathaus
Foto: Birgit Monteiro



„Bewegung ist Leben“, Veranstaltung des VskA im 
Rahmen der Reihe „Seniorenarbeit im Wandel“ in 
Kooperation mit dem Arbeitskreis Berliner Senioren 
und dem Sozialwerk Berlin am 29.08.13
Foto: Maik Eimertenbrink
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Wir danken allen Mitgliedern des Verbandes, 
die uns ihr ‚besonderes Foto‘ für diesen Rundbrief 
zur Verfügung gestellt haben.
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